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Unterrichtung 

durch die deutsche Delegation in der Parlamentarischen Versammlung 
des Europarates 


über die Tagung der Parlamentarischen Versammlung des Europarates 
vom 30. Januar bis 2. Februar 1984 in Straßburg 


Während der Januar-Tagung (Dritter Teil der 35. ordentlichen 
Sitzungsperiode) erörterte die Parlamentarische Versamm- 
lung des Europarates Berichte, behandelte die üblichen ge- 
schäftsordnungsmäßigen Vorgänge und verabschiedete Be- 
schlüsse, die sich mit folgenden Themen befaßten: 

Tätigkeitsbericht des Präsidiums, des Ständigen Ausschusses 
sowie des Ausschusses für die Beziehungen zu den nationalen 
Parlamenten und zur Öffentlichkeit. Empfehlung 974 betr. die 
Lage in Zypern, Empfehlung 975 betr. zeitgenössische Archi- 
tektur, Entschließung 811 betr. die Amtsdauer der Ausschuß- 
vorsitzenden, Entschließung 812 betr. das Syndrom erworbe- 
ner Immunschwäche (AIDS), Entschließung 813 betr. zeitge- 
nössische Architektur. 

Bericht des Ministerkomitees 

Hierzu sprach Abg. Jäger (Wangen) (S. 7) 

Politische Fragen 

— Prüfung der Beglaubigungsschreiben der türkischen Dele- 
gation 

— Ansprache des spanischen Premierministers Felipe Gonza- 
les. 

Schriftl. Frage: Abg. Reddemann (S. 7) 

— Die Lage in Zypern (Die Aussprache wurde vertagt), 

Kultur und Erziehung 

— Die kulturellen Beziehungen zwischen Europa und Latein- 
amerika. Entschließung 814 (S. 4), Empfehlung 976 (S. 6). 

Hierzu sprachen Abg. Dr. Holtz (S. 3), Böhm (Melsungen) 
(S.4). 
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Soziale Fragen 

— Das Recht auf Mitgliedschaft oder Nichtmitgliedschaft in 
einer Gewerkschaft. 

Hierzu sprachen Abg. Jäger (Wangen) (S. 7), Vogt (Kaisers- 
lautern) (S. 8). 

Regionalplanung und Landwirtschaft 

— Luftverunreinigung und saurer Regen. Empfehlung 977 
(S. 23) und 978 (S. 25). 

Hierzu sprachen Abg. Dr. Müller (S. 8), Jäger (Wangen) 
(S. 11), Dr. Rumpf (S. 16), Böhm (Melsungen) (S. 17), Dr. 
Enders (S. 17), Vogt (Kaiserslautern) (S. 18), Reddemann 
(S. 19), Antretter (S. 12), Dr. Frhr. Spies von Büllesheim 
(S. 22). 

— Ansprache des Parlamentarischen Staatssekretärs im In- 
nenministerium der Bundesrepublik Deutschland, Carl- 
Dieter Spranger. 

Hierzu sprachen die Abg. Vogt (Kaiserslautern) (S. 22), Dr. 
Holtz (S. 15), Jäger (Wangen) (S. 15), Dr. Müller (S. 20). 

Verkehr 

— Der 28. und 29. Jahresbericht der europäischen Verkehrs- 
ministerkonferenz (ECMT). Entschließung 815. 

Die Reden der deutschen Mitglieder der Parlamentarischen 
Versammlung sind nachstehend mit den betreffenden Be- 
schlußtexten abgedruckt. 

Den turnusmäßigen Bericht des Ministerkomitees trug dessen 
Vorsitzender, der dänische Außenminister Uffe Ellemann- Jen- 
sen vor. 

Zur Versammlung sprachen der spanische Premierminister 
Felipe Gonzales und der Parlamentarische Staatssekretär im 
Innenministerium der Bundesrepublik Deutschland, Carl-Die- 
ter Spranger. 


Bonn, den 27. Februar 1984 


Gerhard Reddemann, MdB Dr. Karl Ahrens, MdB 

Sprecher Stellvertretender Sprecher 
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Montag, 30. Januar 1984 

Tagesordnungspunkt: 

Prüfung der Beglaubigungsschreiben 

(Drucksache 5170) 

Der Widerspruch der Sozialistischen Fraktion ge- 
gen die Beglaubigungen der türkischen Delegation 
wird vom Ausschuß für Geschäftsordnung geprüft. 
Dessen Bericht wird dem Politischen Ausschuß und 
dem Rechtsausschuß zur Stellungnahme überwie- 
sen. Die Versammlung beschließty die Frage der Be- 
glaubigung einer türkischen Delegation im Rah- 
men der Türkeidebatte am 1. und 2. Februar 1984 zu 
behandeln. 

Tagesordnungspunkt: 

Tätigkeitsbericht des Präsidiums, des Stän- 
digen Ausschusses und des Ausschusses für 
Beziehungen zu den Parlamenten und zur 
Öffentlichkeit 

(Drucksache 5171) 

Berichterstatter: Abg. Verde (Spanien) 


Dienstag, 31. Januar 1984 

Tagesordnungspunkt: 

Die kulturellen Beziehungen 
zwischen Europa und Lateinamerika 

(Drucksache 5161) 

Berichterstatter: Abg. Tummers (Niederlande) und 
Martinez (Spanien) 

(Themen: Gegenwärtige Probleme der lateinameri- 
kanischen Kultur — Kooperation mit Europa) 

Dr. Holtz (SPD): Herr Präsident! Meine sehr geehr- 
ten Damen und Herren! Die Entschließung, die auf 
dem Bericht der beiden Berichterstatter, der Kolle- 
gen Martinez und Tummers, fußt, fordert die Regie- 
rungen der Mitgliedstaaten des Europarates auf, 
die Kulturbeziehungen zu Lateinamerika zu ver- 
stärken. Heute besteht aber, wie wir wissen, in den 
Kulturbeziehungen zwischen Europa und Latein - 
amerika ein strukturelles Ungleichgewicht. Die la- 
teinamerikanischen Länder sind meist nicht in der 
Lage, eine traditionelle kulturelle Außenpolitik zu 
betreiben, wie das etwa Spanien, Frankreich, das 
Vereinigte Königreich oder die Bundesrepublik 
können, wenn es z. B. um die Errichtung von Kul- 
turzentren, die Durchführung von Ausstellungen, 


um Konzert- und Theaterveranstaltungen sowie um 
die Vermittlung von Forschungs- und Lehrkontak- 
ten oder um Stipendienvergabe geht. Deshalb muß 
also hinter dieser Aufforderung die Erwartung ste- 
hen, daß diese strukturellen Ungleichgewichte nicht 
verstärkt, sondern abgebaut werden. 

Zu Recht hat der Berichterstatter darauf hingewie- 
sen, daß die lateinamerikanische Kultur im we- 
sentlichen eine importierte Kultur ist — so § 13 der 
Entschließung — : die iberische Kultur, die afrikani- 
sche und in den letzten Jahrzehnten sicher auch die 
nordamerikanische Kultur, der gegenüber viele La- 
teinamerikaner eine Art Haßliebe empfinden. Das 
heutige Lateinamerika als historisch-kulturelle 
Realität ist aber vor allem das Resultat der europäi- 
schen Präsenz. 

Die Eroberung des lateinamerikanischen Konti- 
nents hat sich seit Beginn des 16. Jahrhunderts in 
vier großen Schüben vollzogen. Da ist zunächst ein- 
mal die Conquista militar, die militärische Erobe- 
rung, und dann die geistige und geistliche Erobe- 
rung zu nennen. Nach der Unabhängigkeit hat sich 
dann im 19. Jahrhundert die szientistische Erobe- 
rung im Geiste des europäischen Positivismus an- 
geschlossen. Zuletzt ist hier noch die Conquista La- 
teinamerikas durch das transnationale ökonomi- 
sche System anzuführen. Dem dürfen wir keine 
fünfte „Invasion“ hinzufügen, nämlich die erneute 
kulturelle Invasion von Europa aus, gegen die auch 
Sie, Herr Martinez, sich soeben gewandt haben. — 
Wenn die Informationen des Europarates stimmen, 
dann feiern Sie, Herr Martinez, heute Geburtstag. 
Die herzlichsten Glückwünsche zu Ihrem Geburts- 
tag! — (Beifall). 

Ein wichtiges Medium der kastilischen Herrschaft 
— nicht der spanischen — hat Lateinamerika er- 
obert; Katalonien war mehr auf den Mittelmeer- 
raum konzentriert. Wichtiges Medium dieser kasti- 
lischen Herrschaft in der Neuen Welt war die Spra- 
che. Im Jahr der sogenannten Entdeckung — das 
Wort „Entdeckung“ findet man in der Tat noch in 
vielen Schulbüchern Europas, als ob da vorher 
keine Menschen gelebt hätten — schuf der Huma- 
nist Antonio de Nebreja die erste kastilische Gram- 
matik. Er widmete sie der Königin Isabella La Cato- 
lica mit dem Hinweis, daß er mit dieser Grammatik 
ein adäquates Mittel geschaffen habe, das den er- 
oberten Völkern das Erlernen des Kastilischen er- 
leichtern sollte. Denn, so wörtlich, die Sprache sei ja 
die ständige Begleiterin der Herrschaft. In der Tat, 
und wir sollten uns dessen auch immer bewußt sein. 
Damit war nämlich der Weg für den linguistischen 
Imperiaiismus freigegeben. 

Dazu traten andere Formen der Ausplünderung. 
Die von Kastilien ausgegangene Eroberung fast des 
gesamten mittel- und südamerikanischen Konti- 
nents bis auf Brasilien bedeutete wirtschaftliche 
Ausbeutung und politische Unterdrückung, Ver- 
nichtung moralischer und kultureller Werte sowie 
die physische Ausrottung unzähliger Menschen, be- 
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sonders der indianischen Urbevölkerung. Ich will 
hier nicht einer „leyenda negra“ das Wort reden, 
einer schwarzen Legende. Ich weiß auch, was es an 
positiven Dingen gibt. Aber gerade in bezug auf die 
Indianer möchte ich doch hinzufügen, daß, wenn 
man von kultureller Emanzipation spricht — und 
dies tut man in der Entschließung — und davon 
spricht, daß die Universitäten, die Wissenschaftler 
aufgefordert sind, etwas zu tun, dann sollen diese 
dazu beitragen, daß es eine kulturelle Emanzipation 
für diese autochthonen Gruppen der Bevölkerung 
Lateinamerikas gibt, daß man ihnen ihre eigene 
Kultur bewahrt und sie nicht mit einem neuen Im- 
perialismus überzieht. 

Zum Abschluß, Herr Präsident, möchte ich folgen- 
des sagen. Es gibt insbesondere drei Felder, auf 
denen die Massen Lateinamerikas viel von Europa 
erwarten: erstens auf dem Felde der Wirtschafts-, 
Handels-, Finanzbeziehungen — Stichwort: neue in- 
ternationale Wirtschaftsordnung, Kontrolle der 
multinationalen Konzerne, Entschuldung, Reform 
des Internationalen Währungsfonds — ; zweitens in 
der Entwicklungspolitik und in der kulturellen Au- 
ßenpolitik — Kampf gegen Analphabetentum, Stär- 
kung der autochthonen kulturellen Ressourcen und 
Stärkung der wirtschaftlichen und technischen 
Möglichkeiten in Lateinamerika selbst — ; drittens 
Unterstützung für demokratische Prozesse. 

Ich wünsche mir, daß eine republikanische Wirkung 
von den vielen Institutionen eines republikanischen 
Europas, wie den Instituts fran 9 ais und den Goethe- 
Instituten ausgeht. Wir können auch von Latein- 
amerika lernen. Die Verstärkung der Beziehungen, 
der Kulturbeziehungen kann bedeuten, daß wir un- 
sere kulturelle Engstirnigkeit überwinden, daß wir 
unsere eurozentristische Sicht ablegen, daß wir an- 
erkennen, daß es andere Kultur- und Wertsysteme 
gibt. Wir werden dadurch sicher auch zu mehr Tole- 
ranz erzogen. Von daher möchte ich auch die frie- 
densstiftende Rolle von Kulturbeziehungen unter- 
streichen. 

Danke schön. 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Der Bericht 
zeigt die große Perspektive eines Austausches zwi- 
schen den Kulturen Lateinamerikas und Europas 
auf, gestützt auf eine in Jahrhunderten entwickelte 
Verbindung, die von Europa aus besonders von Spa- 
nien, Portugal und Italien getragen wurde, aber 
auch von Großbritannien und Deutschland, die 
beide in einer viel ausgeprägteren Art und Weise an 
der kulturellen, zivilisatorischen und wirtschaftli- 
chen Entwicklung Lateinamerikas ihren Anteil hat- 
ten, als gemeinhin angenommen wird. Für uns Eu- 
ropäer liegt die Faszination Lateinamerikas in der 
Verbindung von überliefertem europäischen Kul- 
turgut mit eigenständigen, den Europäern fremdar- 
tigen und deshalb anregenden Elementen. Deshalb 
stellt der Bericht zu Recht die gemeinsamen kul- 
turellen Wertvorstellungen heraus — bei unter- 
schiedlicher, durch die geographische Lage beding- 
ter Weitsicht. 

Ich möchte zu einem Aspekt Stellung nehmen, der 
mir wichtig erscheint, auch wenn er nicht im Zen- 


trum des Berichts steht, sondern eher am Rande 
vermerkt ist, aber dort, wie ich meine, deutlich ge- 
nug. Der Bericht weist auf den, wie es heißt, „über- 
mächtigen Einfluß kultureller und technologischer 
Art“ hin, den die USA auf Lateinamerika ausüben. 
Es wird vom „schädlichen bevormundenden Cha- 
rakter“ dieses Einflusses gesprochen. Man könnte 
verführt sein anzunehmen, eine stärkere Hinwen- 
dung der Europäer zu Lateinamerika und umge- 
kehrt werde als eine Art Gegengewicht zu dem Ein- 
fluß der USA gesehen und als Alternative dazu an- 
gestrebt. Ich meine, wir sollten uns hüten, unser 
Verhältnis zu Lateinamerika von einer Art umge- 
kehrter Monroe-Doktrin leiten zu lassen. Der ame- 
rikanische Präsident James Monroe hatte 1823 die 
Haltung der USA gegenüber Lateinamerika und 
der Lateinamerika-Politik europäischer Mächte for- 
muliert und dabei erklärt, „daß die amerikanischen 
Kontinente zufolge der freien und unabhängigen 
Stellung, die sie sich errungen haben und behaup- 
ten, künftig nicht mehr Gegenstand für Kolonisa- 
tion durch irgendwelche europäische Mächte sind 
und daß die USA jeden Versuch der europäischen 
Mächte, ihr System auf irgendeinen Teil dieser He- 
misphäre auszudehnen, als gefährlich für unseren 
Frieden und unsere Sicherheit ansehen würden“. 
Das war damals eine klare Kampfansage an Ruß- 
land, Spanien und auch an England. 

Es ist ein weiter Weg von dieser Monroe- Doktrin 
bis hin zu jener historisch wichtigen Rede des ame- 
rikanischen Präsidenten Reagan am 24. Februar 
1982, als er vor der Organisation amerikanischer 
Staaten die gemeinsamen Ideale der Völker der 
westlichen Hemisphäre schilderte und sagte: „Wir 
haben diese Ideale nicht immer erreicht. Wir alle 
waren hier und da in unserer Geschichte schon ein- 
mal politisch schwach, wirtschaftlich rückständig, 
sozial ungerecht oder nicht in der Lage, unsere Pro- 
bleme mit friedlichen Mitteln zu lösen.“ Ich finde, 
das sind offene Worte und das ist ein guter Ansatz 
für eine neue Kooperation. 

Wir sollten — und der Bericht gibt mir Anlaß dazu, 
es hier zu bemerken — die gewichtigen Probleme 
nicht im Gegensatz lösen, sondern wir müssen ver- 
suchen, gemeinsame Anstrengungen auch mit den 
Vereinigten Staaten zu unternehmen. Von man- 
chem wird diese Möglichkeit bezweifelt; viele Sach- 
kenner aber sagen, daß eine mit den USA abgespro- 
chene, teils gemeinsame, teils parallele Lateiname- 
rikapolitik erstrebenswert, möglich und realisier- 
bar ist Hier liegt eine lohnende Aufgabe, der wir 
uns zu stellen haben. Der Bericht hat dazu viele 
konkrete Möglichkeiten aufgezeigt. Mein Dank gilt 
dem Berichterstatter. 

Entschließung 814 (1984) 

betr. Die kulturellen Beziehungen 
zwischen Europa und Lateinamerika 

Die Versammlung 

1. hat den Bericht ihres Ausschusses für Kultur 
und Erziehung über die kulturellen Beziehun- 
gen zwischen Europa und Lateinamerika 
(Dok. 5161) zur Kenntnis genommen; 
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2. erkennt die kulturelle Vielfalt in Lateinameri- 
ka, aber auch die Existenz einer gemeinsamen 
lateinamerikanischen Kultur an, so wie es auch 
in Europa neben einem Mosaik verschiedener 
kultureller Traditionen eine gemeinsame euro- 
päische Kultur gibt; 

3. ist sich bewußt, daß die lateinamerikanische 
Kultur das Ergebnis des Zusammentreffens 
der europäischen, insbesondere der spanischen 
und portugiesischen Kultur mit den großarti- 
gen präkolumbianischen Eingeborenenkultu- 
ren Lateinamerikas ist; 

4. ist überzeugt, daß die lateinamerikanische Kul- 
tur ein wesentliches Element des sozialen und 
wirtschaftlichen Fortschritts auf diesem Konti- 
nent und der Konsolidierung der wahren Iden- 
tität Lateinamerikas ist; 

5. befürchtet jedoch, daß die lateinamerikanische 
Kultur durch die wirtschaftliche Unterentwick- 
lung des Kontinents und durch den beherr- 
schenden kulturellen und technologischen Ein- 
fluß Nordamerikas bedroht ist; 

6. ist überzeugt, daß Europa eine bessere Kennt- 
nis der großartigen lateinamerikanischen Kul- 
tur sehr zugute kommt, ist aber auch bestrebt, 
den lateinamerikanischen Völkern im Rahmen 
der kulturellen Zusammenarbeit den Zugang 
zu den kulturellen Traditionen Europas in ihrer 
ganzen Vielfalt zu erleichtern; 

7. vertritt die Ansicht, daß daher eine wirkungs- 
volle kulturelle Zusammenarbeit und die euro- 
päische Unterstützung der lateinamerikani- 
schen Kultur gegenwärtig besonders wichtig 
sind; 

8. ist überzeugt, daß eine solche Zusammenarbeit 
ausgewogen sein und auf echter Gegenseitig- 
keit beruhen sollte, daß sie als Ergebnis einer 
Zusammenarbeit zwischen Europa und Latein- 
amerika konzipiert werden und sich auf alle 
kreativen Ausdrucksformen erstrecken sollte; 

9. lenkt die Aufmerksamkeit insbesondere auf die 
Notwendigkeit, diejenigen zu unterstützen, die 
sich in Lateinamerika um die Entwicklung ei- 
ner kulturellen Emanzipation der Bevölkerung 
sowie um die Entwicklung des Begriffes der 
kulturellen Demokratie bemühen, der für die 
Konzeption des Europarates im Hinblick auf 
die kulturelle Kreativität in Europa kennzeich- 
nend ist; 

10. nimmt die Initiativen der Organisationen 
der Vereinten Nationen und insbesondere der 
UNESCO im Hinblick auf die kulturelle Ent- 
wicklung Lateinamerikas zur Kenntnis und ist 
bestrebt, diese Initiativen einschließlich der 
Maßnahmen zum Schutze des präkolumbiani- 
schen kulturellen Erbes zu verstärken; 

11. nimmt ferner die Schlußakte der im Juni 1983 
in Brüssel veranstalteten Sechsten Interparla- 
mentarischen Konferenz Europäische Gemein- 
schaft/Lateinamerika zur Kenntnis, ist jedoch 


überzeugt, daß jede bedeutungsvolle kulturelle 
Zusammenarbeit zwischen Lateinamerika und 
Europa die volle Mitwirkung Spaniens und Por- 
tugals erfordert; 

12. ist überzeugt, daß der Europarat ein wichtiger 
Partner bei der Entwicklung einer fruchtbaren 
kulturellen Zusammenarbeit mit Lateiname- 
rika auf der Grundlage der Prinzipien der Mei- 
nungsfreiheit, der Bedeutung der individuellen 
kulturellen Kreativität und eng miteinander 
verbundener kultureller Traditionen sein 
kann; 

13. begrüßt die zwischen dem Europarat und dem 
Institut für ibero-lateinamerikanische Zusam- 
menarbeit in Madrid getroffene Vereinbarung; 

14. bezieht sich auf ihre Empfehlung 976 über den 
Beitrag des Europarates zur kulturellen Zu- 
sammenarbeit mit Lateinamerika; 

15. fordert die Regierungen der Mitgliedstaaten 
des Europarates auf: 

(i) die Beziehungen zu Lateinamerika im kul- 
turellen Bereich zu fördern; 

(ii) Programme der kulturellen Zusammenar- 
beit mit den lateinamerikanischen Län- 
dern, insbesondere den Jugendaustausch, 
zu entwickeln; 

(iii) den Spanisch- und Portugiesischunterricht 
an europäischen Schulen neben dem Un- 
terricht in anderen europäischen Sprachen 
zu fördern, um den Dialog mit Lateiname- 
rika zu erleichtern; 

(iv) Mittel bereitzustellen, um unabhängige 
Kontakte zwischen den Universitäten, For- 
schungsinstituten und Bildungszentren 
(wie dem Europäischen Ausbildungszen- 
trum für Handwerker in Venedig) in Eu- 
ropa und Lateinamerika zu entwickeln; 

(v) in Europa für bessere Kenntnisse über die 
lateinamerikanische Kultur zu sorgen; 

(vi) die kulturelle Arbeit lateinamerikanischer 
Bürger oder Flüchtlinge in Europa zu un- 
terstützen; 

16. beschließt: 

(i) die Entwicklung der kulturellen Zusam- 
menarbeit zwischen Europa und Latein- 
amerika vor allem auf folgenden Ebenen 
zu verfolgen: 

— Regierungen, 

— Universitäten und Forschungsinstitute, 
— Nicht-Regierungsorganisationen, 

— gouvernementale Gremien wie der Eu- 
roparat, die UNESCO oder die Europäi- 
schen Gemeinschaften, 

— Jugendorganisationen, 

(ii) auf parlamentarischer Ebene den Ausbau 
der kulturellen Beziehungen zwischen Eu- 
ropa und den demokratisch gewählten Par- 
lamenten Lateinamerikas anzuregen. 
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Empfehlung 976 (1984) 

betr. den Beitrag des Europarates zur kulturellen 
Zusammenarbeit mit Lateinamerika 

Die Versammlung 

1. erinnert an ihre Entschließung 814 über die kul- 
turellen Beziehungen zwischen Europa und La- 
teinamerika; 

2. ist überzeugt, daß der Europarat sowohl ein ge- 
eignetes Forum für die kulturelle Zusammenar- 
beit mit Lateinamerika als auch ein Aktionszen- 
trum zur Förderung der freien kulturellen Ent- 
wicklung in dieser Region dar stellt; 

3. empfiehlt dem Ministerkomitee: 

(i) die kulturellen Beziehungen zwischen Eu- 
ropa und Lateinamerika auf Regierungs- 
und Nicht-Regierungsebene zu koordinie- 
ren, wenn möglich in Verbindung mit dem 
Institut für ibero-lateinamerikanische Zu- 
sammenarbeit in Madrid und dem von den 
Europäischen Gemeinschaften vorgeschla- 
genen europäisch-lateinamerikanischen In- 
stitut; 

(ii) im Europarat Programme für eine kultu- 
relle Zusammenarbeit mit Lateinamerika 
einzuleiten und somit zum wirtschaftlichen 
und sozialen Fortschritt und zur Entwick- 
lung freier demokratischer Institutionen auf 
diesem Kontinent beizutragen; 

(iii) die Regierungen der Mitgliedstaaten aufzu- 
fordern, im Rahmen der Entwicklungshilfe 
und als ersten Ausdruck einer praktischen 
Zusammenarbeit mit Lateinamerika Stipen- 
dien für lateinamerikanische Handwerker 
bereitzustellen, damit diese an den Ausbil- 
dungskursen des Europäischen Ausbil- 
dungszentrums für Handwerker in Venedig 
teilnehmen können. 

Ansprache des spanischen Ministerpräsidenten 
Felipe Gonzales 

Ministerpräsident Gonzales erinnerte zu Beginn 
seiner Rede an die Rückkehr Spaniens zur Demo- 
kratie vor etwas mehr als sechs Jahren und wies 
darauf hin, daß mit dem Wahlsieg der Sozialisten 
vor einem Jahr eine neue Phase des Demokratisie- 
rungsprozesses in Spanien begonnen habe. Ziel der 
derzeitigen Regierung sei die Festigung der Demo- 
kratie und die Modernisierung der Gesellschaft. Im 
Rahmen dieser Modernisierung strebe Spanien 
nach wie vor den Beitritt zu den Europäischen Ge- 
meinschaften an. Er sei zuversichtlich, sagte Gonza- 
les, daß im Jahr 1984 entscheidende Fortschritte in 
den Beitrittsverhandlungen mit dem Ziel eines Bei- 
tritts Spaniens zum 1. Januar 1986 erreicht werden 
könnten. 

In dem Prozeß der europäischen Einigung spielten 
die europäischen Institutionen eine führende Rolle. 
In diesem Rahmen bestehe die Aufgabe des Euro- 
parates darin, Freiheit und Demokratie zu garantie- 
ren, zu verteidigen und zu fördern. Der Europarat 
habe sich zum umfassendsten System des interna- 


tionalen Schutzes der Menschenrechte und Grund- 
freiheiten entwickelt. Verbesserungen dieses Sy- 
stems seien jedoch noch bei der Verwirklichung der 
Menschenrechte im wirtschaftlichen, sozialen und 
kulturellen Bereich, sowie bei den Rechten von 
Ausländern, insbesondere Wanderarbeitnehmern, 
notwendig. 

Freiheit und Demokratie seien insbesondere durch 
den Terrorismus bedroht. Spanien sei mit diesem 
Problem sehr vertraut. Es habe daher, zusammen 
mit dreizehn weiteren Staaten, die Europäische 
Konvention gegen den Terrorismus ratifiziert. Dies 
allein sei zur Bekämpfung des Terrorismus jedoch 
unzureichend. Nur durch entschlossenes, konzer- 
tiertes und gemeinsames Handeln der demokrati- 
schen Länder Westeuropas könne man der Heraus- 
forderung begegnen. Gemeinsame Überlegungen 
auf höchster politischer Ebene seien erforderlich, 
und die spanische Regierung sei dazu bereit. 

Demokratie impliziere die volle Beteiligung der 
Bürger am Leben der Gemeinschaft. In diesem Zu- 
sammenhang seien drei Bereiche zu nennen, in de- 
nen der Europarat Bemerkenswertes geleistet habe 
und die für Spanien von besonderer Bedeutung 
seien. Dazu gehöre zum einen die Förderung der 
Demokratie auf Kommunalebene. Spanien sei in- 
tensiv mit dem Aufbau kommunaler und regionaler 
autonomer Gemeinwesen beschäftigt und beson- 
ders an der Verwirklichung der Europäischen 
Charta der Kommunalen Selbstverwaltung interes- 
siert. Darüber hinaus habe der Europarat beson- 
dere Anstrengungen zur Förderung von Bildung 
und Kultur sowie in bezug auf die Rolle der Medien 
in diesem Bereich unternommen. Schließlich sei 
das Problem der Jugendarbeitslosigkeit zu nennen. 
In diesem Zusammenhang schlug der Ministerprä- 
sident die Einberufung einer europäischen inter- 
gouvernementalen Konferenz über das Problem der 
Jugendarbeitslosigkeit vor, an der der Europarat 
und andere zuständige europäische Institutionen 
teilnehmen sollten. 

Europas Position in der Welt habe sich seit dem 
Zweiten Weltkrieg radikal geändert. Während es 
früher Impulse für die internationalen Beziehungen 
lieferte, sei es heute zum Schauplatz für die Ausein- 
andersetzungen zwischen den beiden Supermäch- 
ten geworden. Es sei wesentlich, zu begreifen, daß 
die europäische Einigung sich nicht nur nach innen, 
sondern auch nach außen dokumentieren müsse. Es 
sei eine Tatsache, daß Europa heute noch weitge- 
hend mit seinen eigenen Problemen befaßt sei. Ge- 
meinsam müßten sich die europäischen Länder 
aber um eine Wiederaufnahme der Beziehungen zu 
den anderen Teilen der Welt bemühen. Der Europa- 
rat müsse sich dieser Aufgabe in verstärktem Maße 
annehmen. 

Zum einen müßten die Verbindungen und der Dia- 
log mit den osteuropäischen Ländern aufrechter- 
halten werden. Der Europarat könne dazu beitra- 
gen, indem er den europäischen Nichtmitgliedstaa- 
ten — insbesondere Finnland und Jugoslawien — 
eine aktivere Beteiligung an seinen Aktivitäten er- 
mögliche. Des weiteren sei es von außerordentli- 
cher Bedeutung, daß im Rahmen der OECD eine 
Koordination in grundlegenden Bereichen unserer 
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Gesellschaftsstruktur erzielt werde. Diesem Ziel 
habe unter anderem die vor kurzem veranstaltete 
„Straßburger Konferenz“ gedient. 

Besonders wichtig sei eine Annäherung zwischen 
Westeuropa und der Dritten Welt. Der Ministerprä- 
sident sagte in diesem Zusammenhang, daß er sich 
als Spanier ganz besonders mit Lateinamerika ver- 
bunden fühle. Angesichts der Spannungen und Ge- 
walt in dieser Region, die eine ständige Bedrohung 
des Friedens darstellten, könne Europa nicht unbe- 
teiligt bleiben, sondern müsse konkrete Hilfe lei- 
sten. Hoffnungsvoll stimme die Tatsache, daß ei- 
nem so wichtigen Land wie Argentinien in den letz- 
ten Monaten auf friedlichem Wege die Rückkehr 
zur Demokratie gelungen sei. 

Europa müsse seine Solidarität mit den lateiname- 
rikanischen Völkern unter Beweis stellen. Ein er- 
ster Schritt in diese Richtung könnte darin beste- 
hen, Vertreter der demokratischen Parteien Latein- 
amerikas in die Parlamentarische Versammlung 
des Europarates oder in das Europäische Parla- 
ment einzuladen, um ihnen Gelegenheit zu geben, 
sich dort direkt zu ihren Wünschen und Zielen zu 
äußern. 

Der Ministerpräsident schloß, indem er seiner 
Überzeugung Ausdruck gab, die Europäer selbst be- 
säßen die Fähigkeit, ein wirklich freies und wohlha- 
bendes Europa zu schaffen, in dem der technische 
Fortschritt allen gleichermaßen diene. 

Abg. Reddemann (CDU/CSU) richtet an Premiermi- 
nister Gonzales die schriftliche Frage, aus welchen 
Gründen die spanische Regierung mehr als sieben 
Jahre nach Beendigung der Diktatur noch nicht di- 
plomatische Beziehungen zu Israel aufgenommen 
habe. 

Premierminister Gonzales antwortet, Spanien er- 
wäge die Wiederaufnahme diplomatischer Bezie- 
hungen zu Israel und hoffe auf eine umfassende 
Lösung des Nahostproblems. 


Tagesordnungspunkt: 

Bericht des Ministerkomitees an die 
Versammlung 

(Drucksache 5169, 5173) 

Berichterstatter: Außenminister von Dänemark 
und amtierender Vorsitzender des 
Ministerkomitees, Uffe Ellemann- Jensen 

(Themen: Folgemaßnahmen zu Beschlußtexten der 
Versammlung — Die Arbeit des Ministerkomitees 
und der Expertenausschüsse — Fachministerkonfe- 
renzen über Wanderarbeitnehmerfragen, Kultur, Er- 
ziehung, Raumplanung, Umweltschutz, Regionalbe- 
hörden, Gesundheit und Familie) 

Abg. Jäger (Wangen) (CDU/CSU) fragt Minister Elle- 
mann-Jensen, ob das Ministerkomitee informiert 
sei über die Polizeiaktion vom 27. November 1983 
gegen das Hauptquartier der maltesischen Natio- 
nalistischen Partei und wie es gegenüber der malte- 
sischen Regierung darauf zu reagieren gedenke. 


Außenminister Ellemann-Jensen antwortet, das Mi- 
nisterkomitee sei mit diesem Ereignis nicht befaßt 
gewesen. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Minister, ich 
möchte dazu eine Zusatzfrage stellen: Ist das Mini- 
sterkomitee nicht darüber informiert worden, daß 
in der Nacht vom 26. zum 27. November des vergan- 
genen Jahres ein Polizeiüberfall auf das Partei- 
hauptquartier der mit den Christlichen Demokra- 
ten befreundeten Nationalistischen Partei Maltas 
stattgefunden hat, in dessen Verlauf nicht nur eine 
Besetzung des Hauptquartiers stattgefunden hat, 
die im Widerspruch zu den Menschen- und Frei- 
heitsrechten steht, die in der Europäischen Men- 
schenrechtskonvention niedergelegt sind, sondern 
außerdem noch der Versuch unternommen worden 
ist, diese Partei, indem man Waffen, Munition und 
ähnliche Gerätschaften in das Hauptquartier hin- 
eingeschafft und dort photographiert hat, so hinzu- 
stellen, als werde von dort ein bewaffneter Auf- 
stand gegen die Regierung erwogen, so daß in der 
Öffentlichkeit der Eindruck erweckt wurde, als han- 
dele es sich hier um eine undemokratische Partei? 
Ist dieser Vorgang dem Ministerkomitee bisher un- 
bekannt geblieben? 

Außenminister Ellemann-Jensen wiederholt, das Mi- 
nisterkomitee habe keine Kenntnis von dem Vor- 
fall. 

Tagesordnungspunkt: 

Das Recht auf Mitgliedschaft oder Nichtmit- 
gliedschaft in einer Gewerkschaft 

(Drucksache 5104) 

Berichterstatter: Abg. Worrell (Niederlande) 

(Themen: Gewerkschaftliche Sicherheit — 
gewerkschaftliche Lage in den einzelnen 
europäischen Ländern — 

Sonderfall Großbritannien: closed shop) 

Zu einem Änderungsantrag des belgischen Abg. 
Dejardin zum Empfehlungsentwurf sprach Abg. 
Jäger (Wangen): 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich darf vorausschicken, Herr 
Kollege Dejardin, daß ich, wenn ich gegen Ihren 
Antrag spreche, dies nicht aus der Sicht von Arbeit- 
geberinteressen tue. Ich bin selbst Mitglied einer 
Gewerkschaft und weiß, was gewerkschaftliche Ar- 
beit ist. Ich hätte Ihrem Antrag, wenn er vernünftig 
formuliert worden wäre, auch folgen können. Aber 
in dieser Pauschalierung vor allem kleinere und 
mittlere Unternehmer anzugreifen, anstatt konkret 
Roß und Reiter beim Namen zu nennen, halte ich 
nicht für angemessen. 

Ich weiß sehr wohl, daß es Unternehmungen gibt, in 
denen solche Dinge verkommen, wie sie in Ihrem 
Antrag dargestellt werden. Aber wenn wir dies an- 
nähmen, wäre das ein Pauschalangriff gerade auf 
die kleinen Betriebe der Handwerkerschaft und des 
Mittelstands, der in dieser Form ungerecht ist für 
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all die vielen Tausende von Unternehmern, die 
selbstverständlich das Recht der Arbeitnehmer an- 
erkennen, auch in einem kleinen Betrieb Mitglied 
der Gewerkschaft zu sein und gewerkschaftliche 
Arbeit zu leisten. Dies hielte ich für ungerecht Ich 
füge hinzu: Aus diesem und nur aus diesem Grunde 
kann ich einem so pauschalen Antrag die Zustim- 
mung nicht geben. 

Aus Ziffer 1 1 des verhandelten Empfehlungsent- 
wurfs werden auf Antrag von Abg. Dejardin die 
beanstandeten Worte „besonders in kleinen Betrie- 
ben“ gestrichen. 

Der Empfehlungsentwurf erreicht in der Abstim- 
mung nicht die vorgeschriebene Mehrheit von zwei 
Dritteln der abgegebenen Stimmen, 

Vogt (Kaiserslautern) (DIE GRÜNEN): Herr Präsi- 
dent, ich möchte eine Erklärung zu meinem Ab- 
stimmungsverhalten abgeben, weil es sich hier um 
eine besonders schwierige Gewissensentscheidung 
gehandelt hat. 

In der Bundesrepublik setzen sich einige autonome 
Persönlichkeiten durchaus über die Einheit der Ge- 
werkschaft hinweg, zum Beispiel zwei unserer Mit- 
glieder in der Partei DIE GRÜNEN. Der Abgeord- 
nete Willi Hoss hat auf einer unabhängigen Liste 
kandidiert, ebenso unser Vorstandsmitglied Tram- 
per! Das ist aber eine Besonderheit in der Bundes- 
republik, wo die Gewerkschaft besonders stark ist 
und wo man sich das vielleicht leisten kann. 

Wie in dem Report von Herrn Worrell selbst ausge- 
führt worden ist, sind die Machtverhältnisse in den 
verschiedenen Ländern zwischen organisierter Ar- 
beitnehmerschaft und organisierter Arbeitgeber- 
schaft sehr unterschiedlich. Weil dem so ist, sollte in 
dieses sehr subtile Verhältnis nicht von dritter 
Seite eingegriffen werden. Die korrekteste Behand- 
lungsweise wäre dann aus dieser Sicht gewesen, 
daß die Versammlung von vornherein für Nichtbe- 
fassung gestimmt hätte. Da das aber nicht der Fall 
war, war nach meiner Meinung und bei unserer 
Auffassung die einzige Abstimmungsmöglichkeit, 
diese Empfehlung zurückzuweisen. — Danke 
schön! 

Tagesordnungspunkt: 

Luftverunreinigung und saurer Regen 

(Drucksache 5158) 

Die Forstwirtschaft in Europa 
und in der Welt 

(Drucksache 5148) 

Berichterstatter: 

Abg. Dr. Müller (Bundesrepublik Deutschland) 

Dr. Müller (CDU/CSU): Herr Präsident! Liebe Kolle- 
gen! Die Verspätung bei diesem Bericht um über 
drei Stunden ist irgendwie symptomatisch für die 
Situation, mit der wir uns auseinanderzusetzen ha- 
ben. In der Zeit, die wir hier warten mußten, um das 


Problem zu behandeln, sind — das betrifft meinen 
zweiten Bericht — in der Welt im Bereich des tropi- 
schen Regenwaldes etwa 18000 Hektar Wald ver- 
schwunden. 

Aber zunächst beschäftigen wir uns mit dem Be- 
griff des Waldsterbens und des sauren Regens bei 
uns in Europa. Meine sehr verehrten Kollegen, es 
ist sehr schwierig, in zehn Minuten hier alle Details 
aufzuzeigen. Aber ich möchte doch darauf verwei- 
sen, daß es sich bei diesen Erscheinungen, mit de- 
nen wir uns zu beschäftigen haben, nicht um etwas 
Neues handelt, sondern um im Grunde genommen 
schon etwas sehr Altes. 

Der Begriff „saurer Regen“ — „acid rain“ — wurde 
von dem englischen Naturwissenschaftler Robert 
Smith zum ersten Mal im Jahre 1852 verwendet, als 
er den Regen über Manchester untersucht hat. Er 
hat im Jahre 1878 in einer GOOseitigen Schrift dies 
im Detail geschildert. 

Alle Wissenschaftler waren sich bereits vor der 
Jahrhundertwende darüber einig, daß vor allem 
Schwefeldioxid erhebliche negative Auswirkungen 
auf den Wald in unmittelbarer Nähe von fossilen 
Feuerungsstätten hat. Es ist interessant, daß das 
erste internationale Gremium, das geschaffen wur- 
de, um sich mit diesem Problem zu beschäftigen, 
ein internationaler Sachverständigenausschuß für 
Rauchgasschäden war — so nannte man damals die 
Schadstoffemissionen — der vor dem Ersten Welt- 
krieg geschaffen wurde. 

Es handelt sich im wesentlichen um Schwefel- 
dioxid, um Stickoxide, die in der Atmosphäre ge- 
wisse Reaktionen auslösen, vor allem mit soge- 
nannten Fotooxydantien, und um Schwermetalle 
und Stäube, die ebenfalls in erster Linie von fossi- 
len Brennstätten in die Atmosphäre abgegeben 
werden. 

Die Einwirkungen dieser Schadstoffe erfolgen zum 
Teil unmittelbar auf die Pflanzen, zum Teil mittel- 
bar über den Boden. Hier ist vor allem die Toxizität, 
also die Giftigkeit, von verschiedenen Metallionen 
von Bedeutung, vor allem von Aluminiumionen. 

Wie sehr hier eine Frage eine Rolle spielt, die sich 
erst in den letzten Jahren entwickelt hat, zeigt die 
Tatsache, daß es vor allem die hohen Kamine sind, 
die zu diesen Erscheinungen der Gegenwart ge- 
führt haben. Man hat die Ballungsräume durch den 
Bau von Kaminen entlastet und hat dadurch die 
Verbreitung der Schadstoffe wesentlich gefördert. 

Nur ein paar Zahlen zur Verdeutlichung, um welche 
Mengen es sich handelt. Allein in der Bundesrepu- 
blik gehen jährlich 450000 Tonnen Schwefelsäure, 
280000 Tonnen Salpetersäure nieder. Hinzu kom- 
men 4250 Tonnen Blei und fast 6000 Tonnen Zink. 
Das Schwefeldioxid, das in der Bundesrepublik nie- 
dergeht, müßte mit 160000 Eisenbahnwaggons ab- 
transportiert werden. Es handelt sich nämlich um 
3,6 Millionen Tonnen. Auf jeden Bürger der Bundes- 
republik entfällt mehr als ein Zentner Schwefel- 
dioxid, also mehr als 50 kg. Ich sage das, damit man 
hier überhaupt Vorstellungen über die Menge hat. 
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Ich kann hier nicht im einzelnen auf die Auswir- 
kungen und auf die naturwissenschaftlich ablaufen- 
den Prozesse eingehen. Ich will nur noch ein paar 
Zahlen nennen. Früher betrug der normale pH- 
Wert des Regens 5,6. Er war also leicht sauer. Heute 
beträgt er in der Bundesrepublik im Durchschnitt 
4,2. Der niedrigste pH-Wert, den man gemessen hat, 
betrug 2,2 in Südkalifornien.. Der bekannte Los An- 
geles-Smog ist ja in diesem Zusammenhang ein Be- 
griff. Ähnliche hohe Werte hat man in Schottland 
und in Südnorwegen gefunden. 

Die Probleme des modernen Ferntransports dieser 
Luftschadstoffe wurden zuerst von dem Schweden 
Svante Oden wissenschaftlich nachgewiesen, der 
schon im Jahre 1968 entschiedene Maßnahmen for- 
derte. 

Die Umweltkonferenz der Vereinten Nationen 1972 

in Stockholm hat in diesem Zusammenhang klare 
Beschlüsse gefaßt. Man war sich einig darüber, daß 
es diese Ferntransportwirkungen gibt und daß sie 
vor allem im skandinavischen Raum auf die Seen 
und Flüsse, also auf die Gewässer, erhebliche Aus- 
wirkungen haben. Etwa 10000 Seen in Südschwe- 
den sind zwar sehr klar, aber biologisch weitgehend 
tot. 

Die Auswirkungen auf die Bäume, die heute vor 
allem in Mitteleuropa — in der Bundesrepublik, in 
der Schweiz, in Norditalien, in Österreich und auch 
in Frankreich — feststellbar sind, sind nur ein Teil 
der Schadwirkungen, die wir zur Kenntnis nehmen 
müssen. Ich darf hier darauf verweisen, daß die ver- 
schiedensten Organisationen wie z. B. der Deutsche 
Alpenverein oder die Internationale Bergsteigeror- 
ganisation vor allem deswegen große Sorgen haben, 
weil nun auch der Hochwald in den Alpen angegrif- 
fen ist. Wenn er verschwände, hätte dies katastro- 
phale Folgen auf die ganze Alpenlandschaft, vor 
allem wegen der Erosion. Es entstünden Folgeko- 
sten, die gegenüber den heutigen Problemen mit 
der Werft- und Stahlindustrie in Europa Klickerbe- 
träge wären; ich sage das im Vergleich zu dem, was 
im Alpenraum passieren könnte. 

Lassen Sie mich aber noch einen Punkt erwähnen, 
der mir wichtig erscheint. Es wird immer wieder 
behauptet, man sei sich nicht darüber im klaren, 
welches eigentlich die Ursachen des Waldsterbens 
seien. Deswegen möchte ich darauf hinweisen, daß 
es in diesem Bereich ganz klare Feststellungen gibt. 
Man weiß: Es ist eine komplexe Erkrankung. Man 
weiß, daß verschiedene Dinge einwirken. Man weiß 
ebenso klar — das hat man in Amerika genauso wie 
in der Bundesrepublik von Wissenschaftlern ein- 
deutig festgestellt — , daß es ohne die hohen Schad- 
stoffemissionen in die Luft diese Erscheinungen 
nicht gäbe. 

Meine sehr verehrten Anwesenden, wer immer 
noch glaubt, daß etwa das Waldsterben von irgend- 
welchen Borkenkäfern oder Tannenläusen ent- 
scheidend beeinflußt wird, dem stelle ich nur die 
Frage, welche Tannenläuse und Borkenkäfer den 
Kölner Dom, das Kolosseum in Rom oder die Akro- 
polis in Athen annagen. Wir wissen — dazu wird in 
einem Zusatzbericht Stellung genommen — , daß ge- 


rade Monumente klassischer Art gefährdet sind. 
Wir wissen weiter, daß der Volkswirtschaft durch 
die Luftverschmutzung und die damit auch an mo- 
dernen Bauten verursachten Schäden enorme Fol- 
gekosten entstehen. Das gleiche gilt für die Land- 
wirtschaft. Dazu will ich weiter nichts sagen, weil 
ein Kollege dazu sicher noch Stellung nehmen wird. 
Auch zu den ökonomischen Auswirkungen im Be- 
reich der Forstwirtschaft will ich an dieser Stelle 
nichts sagen, weil ich dazu in meinem zweiten Be- 
richt noch Stellung nehmen kann. 

In diesem Zusammenhang möchte ich aber doch die 
Gesundheit erwähnen. Denn, meine sehr verehrten 
Anwesenden, eine wissenschaftliche Untersuchung 
in den Vereinigten Staaten, die auch im Kongreß 
vorlag, ist zu dem Ergebnis gekommen, daß der Tod 
von 51000 Menschen in den Vereinigten Staaten 
jährlich auf Luftverschmutzung zurückzuführen 
ist. 

Es gibt erhebliche Widerstände, etwas Positives ge- 
gen die Luftverschmutzung zu tun. Ich will das 
jetzt im einzelnen gar nicht darstellen, möchte Ih- 
nen aber doch sagen, daß diese Widerstände alle 
nicht sehr überzeugend sind. Wenn z. B. davon ge- 
sprochen wird, daß man dann, wenn man Entschwe- 
felungsmaßnahmen ergreife, den Strompreis erhö- 
hen müsse und dadurch nicht mehr konkurrenzfä- 
hig sei, dann darf ich nur darauf verweisen, daß die 
europäische Industrie von der japanischen Indu- 
strie immer wieder in die Zange genommen wird, 
obwohl die Strompreise dort erheblich höher sind 
als bei uns in Europa. Ich darf darauf verweisen, 
daß vor 50 Jahren die Arbeitszeit eines Arbeitneh- 
mers von einer Stunde und zehn Minuten notwen- 
dig war, um fünf Kilowattstunden Strom zu bezah- 
len. Heute ist dafür nur die Arbeitszeit eines Arbeit- 
nehmers von fünf Minuten notwendig. Also, das 
Preisargument kann hier keine Rolle spielen. 

Es kommt darauf an, daß wir zu einer entscheiden- 
den Reduzierung der Schadstoffe kommen, auf wel- 
che Art auch immer das geschehen mag. Die Pro- 
phezeihungen gehen dahin, daß z. B. Frankreich bis 
zum Jahre 1990 die stärkste Reduzierung erreicht 
haben wird, und zwar ohne Rauchgasentschwefe- 
lung, sondern nur durch den Einsatz von Kernkraft- 
werken. Aber das sind individuelle Entscheidungen 
einzelner Länder, die ich gar nicht bewerten will. 
Mir kommt es nur darauf an, daß sich die Entschei- 
dungen möglichst positiv auf die Verringerung der 
Luftverunreinigung auswirken. 

Meine sehr verehrten Anwesenden, ich möchte zu- 
sammenfassend sagen, daß wir in der nördlichen 
Hemisphäre vor einer ökologischen Katastrophe 
stehen und daß wir diese Probleme nur durch inter- 
nationale Zusammenarbeit lösen können. Das kann 
nicht mehr national, das kann nicht mehr allein im 
Westen gelöst werden. Vielmehr ist das ein Problem 
der nördlichen Hemisphäre, an dessen Lösung alle 
zusammen arbeiten müssen, um den Schadstoffaus- 
stoß zu beschränken. 

Lassen Sie mich zum Schluß nur noch zwei Sätze 
sagen: Der Generalsekretär der 1. Umweltkonfe- 
renz der Vereinten Nationen hat dieser Tage im 
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„Guardian“, einer britischen Zeitung, gesagt: Die 
ökologische Katastrophe, die uns hier bevorsteht, 
ist nur mit einem weltweiten Atomkrieg vergleich- 
bar. Das, was hier im einzelnen auf uns zukommt, 
ist etwa gleich schlimm. 

Die zweite Feststellung: Hinsichtlich der Frage des 
Waldsterbens wird immer wieder gesagt, wir müs- 
sen abwarten, bis die Ursachen ganz eindeutig ge- 
klärt sind. Ich darf Sie daran erinnern, daß auch die 
Ursachen der Enstehung von Krebs nicht eindeutig 
geklärt sind. Trotzdem werden Krebskranke in den 
Krankenhäusern operiert, trotzdem wird der Krebs 
von den Ärzten bekämpft. Das gleiche gilt auch 
hier: Wir können nicht warten, bis endgültig alles 
bis ins letzte Detail geklärt ist. Wenn wir die we- 
sentlichen Ursachen kennen, müssen wir handeln. 
Es ist wirklich nicht fünf Minuten vor zwölf, son- 
dern eine Minute vor zwölf. Es ist dringend notwen- 
dig, daß sich Europa aufrafft, hier gemeinsam etwas 
zu tun. 

Dr. Müller (CDU/CSU): Herr Vorsitzender! Liebe 
Kollegen! Es trifft sich gut, daß wir hier eine ver- 
bundene Debatte haben, bei der ich als Berichter- 
statter eines anderen Anschusses zu Problemen der 
Forstwirtschaft sprechen kann, die meiner Meinung 
nach in diesem Zusammenhang global gesehen 
werden müssen, also nicht nur auf Europa be- 
grenzt. 

Lassen Sie mich zu Beginn ein paar Zahlen anfüh- 
ren. Jährlich verschwinden in der Welt 15 Millionen 
Hektar Wald. Das bedeutet in etwa, daß pro Se- 
kunde die Fläche eines Fußballfeldes in der Welt an 
Wald verschwindet. Die statistischen Angaben, die 
wir über Wälder haben, sind wahrscheinlich ge- 
schönt. Man hat zum Beispiel auf den Philippinen 
festgestellt, daß in den offiziellen Statistiken 57% 
der Philippinen als Waldfläche ausgewiesen wer- 
den. Satelliten haben ergeben, daß es wohl nur 38% 
sind. 

Das Sterben des Waldes hat hervorstechende Fol- 
geerscheinungen, es verschwinden nämlich auch 
Pflanzen- und Tierarten durch den Rückgang des 
tropischen Regenwaldes. Man rechnet damit, daß 
täglich etwa eine Art austirbt, was langfristig in der 
Genetik zu erheblichen Schwierigkeiten führen 
wird. 

Die Folge dieses Raubbaus in der Dritten Welt ist, 
daß die Gefahren der Erosion zunehmen. Während 
aus dem Regenwald maximal bis zu einer Tonne 
Oberfläche pro J ahr weggeschwemmt werden kann, 
sind es bei gerodeten Flächen bis zu 90 Tonnen, 
wenn die Flächen landwirtschaftlich genutzt wer- 
den, bis zu 138 Tonnen, wenn es unbedeckte Böden 
sind. Sechs Millionen Hektar werden jährlich durch 
die Ausweitung von Wüsten auf gef ressen. 

Wir erleben heute in der Dritten Welt ein Energie- 
problem, das sich im Bereich des Holzes auszuwir- 
ken beginnt. Wie haben hier Parallelen zu unserer 
europäischen Geschichte. Sombart hat in seinem 
berühmten Werk über die Entstehung des Kapita- 
lismus darauf hingewiesen, daß es gegen Ende des 
18. Jahrhunderts eine echte Energiekrise, eine 


Holzkrise gegeben habe. Allein in den drei Jahren 
der Französischen Revolution wurden rund 4 Mil- 
lionen Hektar Wald in Frankreich abgeholzt — mit 
schwerwiegenden Folgen gerade für die französi- 
sche Landwirtschaft. Wir wissen, daß ein Teil der 
Auswanderung aus Europa, auch aus meinem Land, 
aus Deutschland, nach Übersee im Zusammenhang 
stand mit den gestiegenen Holzpreisen und den da- 
durch auftretenden Verarmungserscheinungen. 

Genau das gleiche erleben wir heute in der Dritten 
Welt, wo zum Beispiel in Obervolta rund 40% des 
Einkommens einer Familie für Brennholz ausgege- 
ben werden müssen. Hier wären große Möglichkei- 
ten im Bereich der Entwicklungshilfe, gezielte Hil- 
fen zu geben. Wenn man zum Beispiel an die Stelle 
des offenen Feuers, das dort gang und gäbe ist, bil- 
lige Öfen zur Verfügung stellen könnte, könnte man 
bis zu 200 % des Holzverbrauches dort einsparen. 

Welche Folgen die Erosion im einzelnen zeigen 
kann, zeigt ein Beispiel aus der Vergangenheit. Am 
11. Mai 1934 hat ein Orkan in den Vereinigten Staa- 
ten, so schätzt man, rund 350 Millionen Tonnen 
wertvollen Mutterbodens weggewirbelt, bis zu 500 
Kilometer östlich von New York im Atlantik noch 
sichtbar, mit all den Folgen für die amerikanische 
Landwirtschaft. 

Welcher Raubbau heute in der Dritten Welt getrie- 
ben wird, mag Ihnen eine Zahl aus Brasilien zeigen, 
wo pro Minute 20 Hektar Regenwald verschwinden, 
aber nur 4 % zur Holzgewinnung verwandt werden. 
26% fallen dem Straßenbau zum Opfer, 31% werden 
von Kleinbauern brandgerodet, und 38 % werden für 
Viehfarmen verwendet, die vor allem von multina- 
tionalen Großfirmen wie Liqui-Gas, King-Ranch 
oder auch Volkswagen in Brasilien geschaffen wer- 
den. 

Meine sehr verehrten Kollegen, diese Probleme in 
der Dritten Welt sind allerdings auch Probleme, die 
uns in Europa wieder betreffen, denn der Kohlen- 
dioxidkreislauf in der Welt kommt durch dieses Ab- 
holzen der Wälder genauso ins Ungleichgewicht wie 
durch den verstärkten Einsatz fossiler Brennstoffe. 
Man hat geschätzt, daß man gegenüber einem Koh- 
lendioxidgehalt von 252 ppm in der Luft in der vor- 
industriellen Zeit bis zum Jahre 1980 bei etwa 
330 ppm sein werde. Wir haben aber eine Zunahme 
des Kohlendioxidgehalts auf mittlerweile 340 ppm. 
Es wird großer Forschungen und Anstrengungen 
bedürfen, die Auswirkungen auf das Klima im ein- 
zelnen festzustellen. Man spricht vom sogenannten 
Treibhauseffekt, Ich kann hier im Detail nicht dar- 
auf eingehen. 

Die Vernichtung des Waldes in der Dritten Welt hat 
also auch Rückwirkungen auf Europa. 

Unsere eigene Volkswirtschaft in Europa ist vom 
Holz abhängig, nicht nur aus Gründen der Luftrein- 
haltung, der Filterung, des Schutzes vor Erosion 
auch in Europa, sondern auch für unsere Ökonomie. 
Ich darf eine Zahl für Deutschland nennen: 100000 
sind in der Forstwirtschaft vollberuflich beschäftigt, 
700000 nebenberuflich; in der Holzindustrie sind es 
700000. Bei der Einfuhr von Rohstoffen nach 
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Deutschland folgt das Holz gleich dem Öl als zweit- 
größte Position der Statistik, in D-Mark ausge- 
drückt. 

Sie sehen, das selbst in einem hochindustrialisier- 
ten Land wie der Bundesrepublik die Holzwirt- 
schaft eine bedeutende Rolle spielt und daß wir, 
wenn wir unseren Wald nicht schonen und pflegen, 
auch erhebliche ökonomische Folgen in unserem 
Land und in Europa haben werden. 

Meine sehr verehrten Kollegen, wenn wir diese Pro- 
bleme betrachten, dann müssen wir uns darüber im 
klaren sein, daß wir alles tun müssen, um nicht nur 
den Holzbestand zu erhalten, den Waldbestand zu 
erhalten, sondern wir müssen ihn nach Möglichkeit 
noch ausdehnen, hier in Europa und selbstverständ- 
lich auch in der Dritten Welt, die vor einer Katastro- 
phe steht, wenn sie weiter so mit den Holzbestän- 
den umgeht. Man rechnet, daß in 20 Jahren der tro- 
pische Regenwald an der Elfenbeinküste ver- 
schwunden sein wird. Wir sehen die Folgen in In- 
dien. Ich weiß, wie es in China aussieht, wo es große 
Klagen gibt, daß durch die Erosion auf Grund des 
Abholzens in früheren Jahren große Probleme ent- 
standen sind. 

Das heißt, wir müssen international Hilfe auch für 
Wiederaufforstungsmaßnahmen leisten, und wir 
müssen vor allem dafür sorgen, daß die Forstwirt- 
schaft rational betrieben wird, so betrieben wird, 
daß sie ökonomisch vernünftig, zugleich aber so ge- 
staltet wird, daß sie möglichst resistent gegen 
schädliche Einflüsse von außen ist, was Luftschad- 
stoffe, was Schädlinge und was andere Dinge sein 
können. 

International wird auch in Europa die Bekämpfung 
der Waldbrandgefahr von Bedeutung sein. Allein im 
Mittelmeerraum werden jedes Jahr mehr als 
100000 Hektar Wald durch Waldbrände vernichtet. 
Wir müssen darüber hinaus versuchen, in Europa 
geschützte Waldzonen auszu weisen. Es gab dafür 
den Begriff Bannwald, in den überhaupt nicht ein- 
gegriffen werden darf, um Schutzzonen zu schaf- 
fen. 

Wir müssen alles tun, daß wir mit dem Faktor Ener- 
gie in der Welt sparsamer umgehen, weil wir die 
ökologische Belastung durch den Verschleiß an 
Energie immer größer werden lassen, ganz abgese- 
hen davon, daß es eigentlich unverantwortlich ist, 
daß wir die fossilen Energiereserven, ganz gleich, 
ob das Öl oder Kohle ist, in ein paar Jahrzehnten 
oder in zwei Jahrhunderten verbrauchen und über- 
haupt nicht an die Zukunft dieses Raumschiffes 
Erde, wie es der Kollege Lanner vorhin genannt 
hat, denken. 

In diesem Sinne hat die Forstwirtschaft eine große 
Bedeutung, mehr Bedeutung, als wir uns das eigent- 
lich vorstellen, weil die Forstwirtschaft durch ihre 
Schutzfunktion außerordentliche Bedeutung für die 
Landwirtschaft hat. Die wachsende Zahl hungriger 
Münder auf dieser Erde zu füttern, wird nur mög- 
lich sein, wenn wir die Wälder erhalten und wenn 
wir darüber hinaus dafür sorgen, daß der gegenwär- 
tige Bestand an Forsten, an Wäldern, erweitert 


wird. Das ist im Grunde genommen eine Aufgabe, 
vor der wir alle stehen. Hier sollten wir optimisti- 
scher in die Zukunft schauen. 

Ich führe ein Zitat an, das Luther zugeschrieben 
wird. Wir hatten im letzten Jahr das Luther-Jahr. 
Es ist nicht ganz sicher, ob Luther dies gesagt hat, 
aber es ist eine optimistische Betrachtung. Er soll 
gesagt haben, selbst wenn er wüßte, daß am näch- 
sten Tag die Welt untergehen würde, würde er 
heute einen Baum pflanzen. Ich glaube, daß ist eine 
Gesinnung, die Politiker heute als allgemein ver- 
bindlich anerkennen sollten. 


Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
verehrten Damen! Meine Herren Kollegen! Mit gro- 
ßer Eindringlichkeit und Präzision zeigt der ver- 
dienstvolle Bericht des Kollegen Dr. Müller die 
Schäden und Gefahren auf, die dem Menschen und 
seiner Umwelt in Europa aus der rapide zunehmen- 
den Verschmutzung der Atmosphäre erwachsen. 
Aus dem Bericht wird auch deutlich, daß diese Ge- 
fahren bei aller Vordringlichkeit nationaler Maß- 
nahmen letztlich nur auf europäischer Ebene wirk- 
sam ausgeschaltet werden können. Der Europarat 
ist dafür das beste Forum, und die umfassende Zu- 
ständigkeit ebenso wie die Zahl seiner Mitglieder 
machen einen Erfolg wahrscheinlich, wenn der Be- 
richt Müller angenommen und unverzüglich in die 
Tat umgesetzt wird. 

Von allen in dem Bericht untersuchten Folgen der 
Luftverschmutzung und des sauren Regens ist es 
vor allem das Waldsterben, das die Öffentlichkeit in 
unseren Ländern sensibilisiert und aufgerüttelt hat. 
Mit Entsetzen sehen die Menschen — oft weitab 
von den Zentren der abgasintensiven Schwerin- 
dustrie und den großen Kraftwerken — wie vor 
allem die Nadelwälder unserer Mittelgebirge vor ih- 
ren Augen langsam und qualvoll dahinsterben. Sie, 
die Menschen unserer Länder, haben begriffen, daß 
der Tod unserer Wälder ökologische Folgewirkun- 
gen von ungeahnten, schrecklichen Ausmaßen nach 
sich ziehen muß. Die zu ihrer Beseitigung erforder- 
lichen Finanzmittel würden — darauf weist der Be- 
richt mit Recht hin — eine gewaltige Größenord- 
nung erfordern, verglichen mit dem, was jetzt zur 
Bekämpfung der Luftverschmutzung notwendig 
ist. 

In den meisten Mitgliedsländern des Europarates 
gehörten die Christlichen Demokraten, für die zu 
sprechen ich die ßhre habe, zu den ersten, die die 
Dimensionen des Umweltproblems und den Ernst 
seiner Auswirkungen erkannt haben, längst ehe die 
sogenannten Grünen mit ökologischen Schlagwor- 
ten Wählerstimmen einzufangen begonnen haben. 
Aber wir konnten mit Genugtuung feststellen, daß 
auch die anderen großen politischen Kräfte dieser 
Versammlung gemeinsam mit uns angetreten sind, 
um dem Waldsterberi den Kampf anzusagen und 
ihn energisch zu führen. Wir machen deshalb kein 
parteipolitisches Spektakel aus der Bekämpfung 
der Luftverunreinigung, sondern stehen Schulter 
an Schulter mit allen Kollegen, die dem Dahinster- 
ben unserer Wälder nicht tatenlos zusehen wollen. 
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Wir bekennen uns klar zum Verursacherprinzip, 
nach welchem derjenige grundsätzlich für die Ko- 
sten der Beseitigung der Umweltgefahren aufzu- 
kommen hat, der sie verursacht hat, ob als Indu- 
striebetrieb, als Kraftwerksbetreiber, als Kraftfahr- 
zeughalter oder als Betreiber einer häuslichen Öl- 
heizung. Aber wir sagen auch ja zu staatlichen Hil- 
fen, vor allem durch Steuererleichterungen, wo die 
zu erwartende Kostenbelastung der Abgasreini- 
gung Arbeitsplätze zu gefährden droht oder wo sie 
— wie bei den Automobilen — notwendig sind, um 
die Umrüstung auf bleifreies Benzin zu beschleuni- 
gen. 

Wer ja sagt ohne Vorbehalt zum Kampf gegen die 
Verunreinigung der Luft und gleichzeitig künftig 
unserer Volkswirtschaft die Energiequellen sichern 
will, muß auch ja sagen zu alternativen Energien, 
um wegzukommen von den fossilen Brennstoffen 
Kohle und Erdöl. Er muß auch ja sagen zur Kern- 
energie. Ich verweise auf Ziffer 114 des Berichts 
Müller. 

Wir christlichen Demokraten sagen ja zum Empfeh- 
lungsentwurf und zum Bericht auf Dokument 5158. 
Wir fordern alle Mitglieder des Hauses auf, ihm 
zuzustimmen. Wir bitten alle Kollegen, in ihren na- 
tionalen Parlamenten mit Nachdruck auf die Ver- 
wirklichung dieser Empfehlungen zu drängen. Die 
Gesundheit der Menschen, die Rettung unserer 
Wälder, die Erhaltung unserer Baudenkmale, die 
Bewahrung oder Wiedergewinnung einer gesunden 
Umwelt sind diesen unseren Einsatz wert. 

Ich bitte Sie um Ihre wohlwollende Zustimmung zu 
dem vorliegenden Bericht und der Resolution. 


Mittwoch, 1. Februar 1984 

Tagesordnungspunkt: 

Luftverunreinigung und saurer Regen — 
Die Forstwirtschaft in Europa und in der 
Welt 

(Fortsetzung der Aussprache) 

Antretter (SPD): Herr Präsident! Der verdienstvolle 
Bericht stellt eine wichtige Informationsquelle dar, 
und er ist eine Chronologie der Bemühungen inter- 
nationaler Organisationen auf die Probleme des 
sauren Regens aufmerksam zu machen. 

Wer sich vor Augen hält, daß diese Versammlung 
des Europarats bereits im Jahre 1972 ihre Ent- 
schließung Nr. 510 über die Verminderung von 
Schadstoffen in den Kfz-Abgasen beschlossen und 
die Mitgliedstaaten aufgefordert hat, Gesetze einzu- 
bringen, die auf den strengen Emissionsnormen der 
Vereinigten Staaten beruhen, und dies alles mit den 
kläglichen Ergebnissen vergleicht, die wir vorzu- 
weisen haben, wird mit mir zu der Beurteilung ge- 
langen: Dieser Bericht ist auch ein Dokument der 


Ignoranz unserer Gesellschaften gegenüber zentra- 
len Problemen unserer Zeit. 

Die fortschrittliche Entschließung von 1972 liegt 12 
Jahre zurück. Seither sind viele 100 Millionen Ton- 
nen Schadstoffe auf die Länder Europas nieder ge- 
gangen. Heute befinden wir uns in der Situation, 
daß das Waldsterben katastrophale Ausmaße ange- 
nommen hat, wie der Bericht ausweist. In den Nie- 
derlanden sind 95% der Nadelhölzer zerstört. In 
meiner Heimat, der Bundesrepublik Deutschland, 
erkranken Tag für Tag 10 Millionen Bäume. 

Dieser Bericht zeigt auch, daß es ohne sofortige 
Gegenmaßnahmen zu einer ökologischen Katastro- 
phe kommen wird, zum flächenweiten Aussterben 
der Wälder wie im Erzgebirge, mit all den dramati- 
schen ökologischen Folgen für das Klima, die Was- 
serversorgung, die Böden, und zum völligen Zusam- 
menbruch des Holzmarkts, des Fremdenverkehrs, 
sowie zur Existenzvernichtung hunderttausender 
land- und forstwirtschaftlicher Betriebe. 

Dieser Bericht bestätigt erneut, Herr Präsident, 
meine lieben Kolleginnen und Kollegen, daß das 
Waldsterben im wesentlichen durch die Luftverun- 
reinigung verursacht wird. Nach diesem Bericht 
wissen wir, daß die Belastung der ökologischen Sy- 
steme zu 90% von Menschenhand herrührt. 

Allein diese Fakten zeigen, so meine ich, daß der 
saure Regen keine Krankheit ist, die man mit ein 
paar Spritzen wieder kurieren könnte. Notwendig 
ist ein Bündel von Maßnahmen, und zwar von so- 
fort wirksamen und kurz- und mittelfristig wirksa- 
men Maßnahmen. 

Lassen Sie mich auf zwei sehr wesentliche Maß- 
nahmen in diesem Zusammenhang zu sprechen 
kommen. Notwendig ist im Bereich der Großfeue- 
rungsanlagen eine rasche Entschwefelung vor al- 
lem der Altanlagen und eine katalytische Entgif- 
tung der Stickoxidemissionen, wie es beides in Ja- 
pan bereits seit langem praktiziert wird. 

Notwendig ist im Bereich der Kraftfahrzeuge eine 
Entgiftung um 90%. Dies ist derzeit nur mit dem 
Katalysator möglich. Aber auch dies wird seit lan- 
gem in den Vereinigten Staaten und in Japan prak- 
tiziert. Und in unseren Exportautos, die in diese 
Länder verkauft werden, muß es berücksichtigt 
werden. 

Die Bundesrepublik Deutschland bereitet sich der- 
zeit darauf vor, ab dem 1. Januar 1986 nur noch 
Kraftfahrzeuge zuzulassen, deren Schadstoffemis- 
sionen um 90% verringert sind. Diese Politik wird 
übrigens bei uns vom christlich-sozialen Innenmini- 
ster in der gleichen Weise getragen wie von der 
sozialdemokratischen Opposition. 

Herr Präsident, uns liegt ein gewissenhafter Be- 
richt vor, der gleichzeitig eine radikale Analyse der 
Auswirkungen des sauren Regens auf unsere Wäl- 
der und auch auf die Menschen Europas dar stellt. 
In der Empfehlung werden auch kurz- und mittelfri- 
stige Maßnahmen gefordert, die sehr diskussions- 
würdig sind, die ich aber zumindest in einem Punkt 
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unter dem Aspekt ergänzen möchte, daß wir uns 
aller vorhandenen Mittel, die sich in anderen Konti- 
nenten bewährt haben, in vollem Umfang bedienen 
müssen. Dazu werde ich bei den Änderungsanträ- 
gen nochmals das Wort ergreifen. 

Erlauben Sie, Herr Präsident, daß ich zum Abschluß 
auf die hohe Verantwortung hinweise, die die Ver- 
sammlung auf diesem Gebiet hat. Schadstoffemis- 
sionen halten sich nicht an die nationalen Grenzen; 
so wurde hier mehrfach zu Recht gesagt. Deshalb 
werden alle nationalen Bemühungen, so qualifiziert 
und gut gemeint sie sein mögen, nur einen Bruch- 
teil der Wirkung erzielen, die möglich wäre, wenn 
sich alle europäischen Länder zu gemeinsamem 
Handeln entschließen könnten. Von der Entschlie- 
ßung des Europarats muß deshalb eine Signalwir- 
kung auf alle Mitgliedsländer ausgehen. Unsere Be- 
schlüsse zu diesem Problem sollten eindeutig sein. 
Sie sollten widerspiegeln, daß wir erkannt haben: 
Es ist keine Zeit mehr zu verlieren. Sie sollten 
durch eine breite Mehrheit demonstrieren: die de- 
mokratischen Länder Europas werden ihrer Ver- 
antwortung zur Bewahrung der Lebensgrundlagen 
unserer Generation und der nachfolgenden Genera- 
tionen gerecht. 

Vielen Dank. 

Ansprache des Parlamentarischen Staatssekretärs 
im Innenministerium der Bundesrepublik 
Deutschland, Carl- Dieter Spranger 

Staatssekretär Spranger (Bundesrepublik Deutsch- 
land): Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Auf Einladung des Prädidiums dieser 
Versammlung sollte heute eigentlich Bundesmini- 
ster Dr. Zimmermann an Ihrer Aussprache über 
Probleme des sauren Regens teilnehmen. Er bedau- 
ert es sehr, durch zwingende Dienstgeschäfte leider 
verhindert zu sein. Ich darf Ihnen jedoch seine be- 
sten Wünsche für einen guten Verlauf der heutigen 
Debatte und auch für eine erfolgreiche Zusammen- 
arbeit der Staaten des Europarats auf dem Gebiet 
des Umweltschutzes übermitteln. 

Der Europarat kann auf eine lange Tradition im 
Bereich des Umweltschutzes zurückblicken. Er ar- 
beitet auf dem Gebiet der Luftreinhaltung länger 
als jede andere vergleichbare internationale Orga- 
nisation. Zwar hat mit der Entwicklung einer Um- 
weltpolitik der Europäischen Gemeinschaften eine 
gewisse Verlagerung von Umweltschutzaktivitäten 
vom Europarat nach Brüssel stattgefunden — die 
Gemeinschaften verfügen über gesetzgeberische 
Instrumente, die dem Europarat fehlen — , dennoch 
sollte aber auch heute noch die umweltpolitische 
Rolle des Europarates nicht unterschätzt werden. 
Die heutige Debatte der Parlamentarischen Ver- 
sammlung macht dies wieder einmal klar. 

Ich begrüße den Bericht und den Entschließungs- 
vorschlag über die Bekämpfung der Luftverschmut- 
zung und des sauren Regens, über die Sie heute dis- 
kutieren. Aus der parlamentarischen Auseinander- 
setzung auf europäischer Ebene erwarte ich unver- 
zichtbare Anstöße für nationales Handeln wie auch 
für Aktionen im internationalen Bereich. 


Die Bundesregierung ist zutiefst besorgt über Schä- 
den, die durch Luftverschmutzung verursacht und 
überall in Europa zunehmend sichtbar werden. Das 
gilt für Schäden an Wäldern, an Gewässern, an Bau- 
werken, aber auch an der menschlichen Gesund- 
heit. 

In meinem Lande stehen dabei Schädigungen des 
Waldes durch Luftverschmutzung im Mittelpunkt. 
Der Wald ist für den Wasserhaushalt, für unser Kli- 
ma, für die Gesundheit und Erholung des Bürgers 
von unschätzbarer und unersetzbarer Bedeutung. 
Dies gilt übrigens nicht nur für die Bundesrepublik 
Deutschland, sondern auch für ganz Europa. 

Die Bundesrepublik Deutschland besitzt ausge- 
dehnte Waldungen in allen Teilen ihres Landes. In 
vielen Wäldern haben die Schäden ein erschrecken- 
des Ausmaß erreicht. Im Jahre 1982 waren etwa 8% 
der Bestände betroffen. Eine im Jahre 1983 mit ver- 
besserten Methoden durchgeführte Erhebung hat 
ergeben, daß die Schadfläche innerhalb eines Jah- 
res auf 34 % gestiegen ist. Wenn die Erkenntnis die- 
ser Entwicklung auch zum Teil auf verbesserte Er- 
hebungsmethoden zurückzuführen sein mag, so ha- 
ben wir insgesamt doch einen erheblichen Scha- 
densanstieg zu verzeichnen. 

Die genauen Ursachen der Schäden sind im einzel- 
nen noch nicht geklärt. Alle ernst zu nehmenden 
Erklärungen gehen jedoch davon aus, daß Luftver- 
unreinigungen als maßgebliche Ursache anzusehen 
sind. Eine Sachverständigenanhörung durch den 
Innenausschuß des Deutschen Bundestages im Ok- 
tober 1983 hat ergeben, daß dabei nicht nur säure- 
haltige Niederschläge von erheblicher Bedeutung 
sind, sondern auch die Photooxidantien, die als Um- 
wandlungsprodukte aus den vor allem von Kraft- 
fahrzeugen emittierten Stickoxiden entstehen. 

Es ist sicherlich nicht notwendig, daß ich hier um 
Verständnis für die Sorge um den Wald werbe; die 
Probleme sind erkannt. Worauf es ankommt, ist die 
Bereitschaft, schnell zu handeln. 

Die Bundesregierung hat deshalb in ihrer Umwelt- 
politik der Luftreinhaltung eine absolute Priorität 
eingeräumt. Sie hat im September 1983 ein Ak- 
tionsprogramm „Rettet den Wald“ beschlossen. 
Schwerpunkte dieses Programms sind nationale 
und internationale Maßnahmen. Ich erwähne hier 
insbesondere die Durchführung der Großfeuerungs- 
anlagen- Verordnung, die am l.Juli 1983 in Kraft 
getreten ist. Mit dieser Regelung werden wir die 
Belastung der Luft insbesondere mit Schwefel- 
dioxid und Stickoxiden — erheblich reduzieren. Die 
Industrie hat sich — entgegen mancher Skepsis — 
bereit gezeigt, die Umsetzung der Verordnung zügig 
in Angriff zu nehmen. 

Bereits heute, ein halbes Jahr nach dem Inkrafttre- 
ten der Verordnung, steht weitgehend fest, wie sie 
in der Praxis vollzogen wird: Knapp 80 % aller Stein- 
kohle- und Braunkohle- Kraftwerke der öffentlichen 
Versorgung werden mit Anlagen zur Rauchgasent- 
schwefelung nachgerüstet, etwa 20% werden stillge- 
legt. Schon bis 1988 erwartet die Elektrizitätswirt- 
schaft allein aus ihren Anlagen der öffentlichen 
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Stromversorgung eine Schwefeldioxidverminde^- 
rung von einer Million Tonnen. Durch die Verord- 
nung werden nach neuesten Erhebungen die jährli- 
chen Schwefeldioxid-Emissionen von insgesamt 3,2 
auf 1,6 Millionen Tonnen verringert, also halbiert. 
Damit werden die Erwartungen der Bundesregie- 
rung voll erfüllt. 

Im Hinblick auf die Waldschäden spielen Stickstoff- 
oxide eine wesentliche Rolle. Neben Automobilen 
sind vor allem die Großfeuerungsanlagen Haupt- 
emittenten. Die Großfeuerungsanlagen-Verordnung 
legt Emissionsgrenzwerte fest. Sie enthält darüber 
hinaus für jeden Betreiber die Verpflichtung, alle 
Feuerungstechniken und sonstigen Vermeidungs- 
techniken auszuschöpfen. In Vorbereitung ist eine 
Verschärfung der Emissionswerte der Technischen 
Anleitung zur Reinhaltung der Luft. Nach den 
Großfeuerungsanlagen wird die neue Regelung 
praktisch die gesamte übrige Industrie erfassen. 
Sie wird einschneidende Neuregelungen bringen, 
insbesondere für Hochöfen, Stahlwerke, Kokereien, 
Zementwerke, Chemieanlagen und andere Betriebe. 
Die Emissionswerte für Schwermetalle, Stäube, Or- 
ganische Verbindungen und Stickstoffoxide werden 
erheblich verschärft. Die Neuregelung soll Ende 
1984 in Kraft treten. 

Angesichts des unbezifferbaren ökologischen Wer- 
tes des Waldes und der enormen volkswirtschaftli- 
chen Verluste, die ein großräumiges Absterben der 
Wälder zur Folge hätte, sind die mit den genannten 
Regelungen verbundenen Aufwendungen in Milli- 
ardenhöhe notwendig und auch zumutbar. Mei- 
nungsumfragen haben ergeben, daß die Bürger dies 
einsehen und zu persönlichen Opfern bereit sind. 

Ein weiterer Schwerpunkt des Programms der Bun- 
desregierung sind die Einführung unverbleiten 
Benzins und die gleichzeitig vorgesehene Verschär- 
fung der Grenzwerte für Schadstoffe in Kraftfahr- 
zeugabgasen. Nach dem heutigen Stand der Tech- 
nik wird damit eine Verringerung der Schadstoffab- 
gase um etwa 90% erreicht. 

Die Bundesregierung wird die von ihr beschlossene 
Politik auf diesem Gebiet durchsetzen. Ab 1. Januar 
1986 werden in der Bundesrepublik unverbleites 
Benzin und umweltfreundliche Automobile, die die 
US-Grenzwerte einhalten müssen, eingeführt. Wir 
haben die Arbeiten zur Erreichung dieses Ziels so- 
wohl im internationalen Bereich wie auch im EG- 
Bereich wirksam vorangetrieben. Bereits vor dem 
1. Januar 1986 werden bleifreies Normalbenzin und 
mit Katalysatoren ausgestattete Kraftfahrzeuge, 
die bereits heute für den Export in die Vereinigten 
Staaten von Amerika produziert werden, angeboten 
werden. Damit erhält der Bürger bereits vor dem 
festgelegten Termin, nämlich 1. Januar 1986, die 
Möglichkeit, durch umweltfreundliches Fahren ei- 
nen aktiven Beitrag zum Umweltschutz zu leisten. 
Bleifreies Superbenzin wird ab 1. Januar 1986 für 
die dann neu auf den Markt kommenden umwelt- 
freundlichen Modelle mit hochverdichteten Moto- 
ren zur Verfügung stehen. 

Die Bundesregierung hat ihre Anstrengungen, über 
diese Maßnahmen einen Konsens in Europa herbei- 


/uführen, intensiv betrieben. Sie geht davon aus, 
daß die von der Kommission bis zum 15. April 1984 
/ugesagten Entscheidungsvorschläge der von uns 
beschlossenen Politik grundsätzlich Rechnung tra- 
gen. Damit ist Bewegung in die europäische Um- 
vveltszene gebracht. Ziel europäischer Umweltpoli- 
tik muß sein „Mehr Umweltschutz für den Bürger“ 
und „Weniger nationaler Egoismus“. Ich betone 
noch einmal: In diesem Sinne wünschen wir eine 
europäische Lösung. 

Nationale Maßnahmen allein reichen heute zur Be- 
wältigung der Probleme der Luftverschmutzung 
nicht mehr aus. 50% der S02-Belastung in der Bun- 
desrepublik Deutschland stammt von jenseits unse- 
rer Grenzen. Dabei ist natürlich nicht zu verschwei- 
gen, daß aus unserem Lande SO 2 in die Nachbar- 
staaten exportiert wird. Die Staaten Europas sind 
mehr oder weniger alle Betroffene und Verursacher 
zugleich. Das Bewußtsein, daß die Staaten Europas 
hier als Schicksalsgemeinschaft zu handeln haben, 
muß stärker durchgesetzt werden. Europa muß sich 
bewähren, auch in der Einigung auf Entscheidun- 
gen über geplante Luftreinhalterichtlinien, über die 
Einführung unverbleiten Benzins und über die Ver- 
schärfung der Grenzwerte für Schadstoffe in Kraft- 
fahrzeugabgasen. 

Überdies machen Phänomene der weiträumigen 
Luftverschmutzung eine Kooperation auch mit den 
Staaten Osteuropas und Nordamerikas unerläßlich; 
denn es findet auch zwischen Ost und West ein 
Schadstofftransport über die Grenzen hinweg statt. 
Hier gilt es, Lösungen in größerem Rahmen zu er- 
arbeiten. Eine zentrale Rolle fällt hierbei der ECE 
zu und insbesondere der Genfer Luftreinhaltekon- 
vention. Notwendig ist es, die sachlichen Arbeiten 
im Rahmen dieser Konvention zu beschleunigen 
und zu intensivieren. 

Die Bundesregierung hat für die Intensivierung die- 
ser internationalen Kooperation eine politische In- 
itiative ergriffen. Im November 1983 hat sie alle 
Signatare der Genfer Luftreinhaltekonvention 
durch ein Memorandum über ihre Absicht unter- 
richtet, zu einer multilateralen Konferenz über Ur- 
sachen und Verhinderung von Wald-, Gewässer- 
und Gebäudeschäden durch Luftverschmutzung in 
Europa nach München einzuladen. Die Einladung 
ist inzwischen übermittelt worden. Die Konferenz 
soll vom 24. bis 27. Juni 1984 stattfinden. 

Mit der Konferenz in München sollen die laufenden 
internationalen Aktivitäten auf dem Gebiet der 
Luftreinhaltung unterstützt und intensiviert wer- 
den. Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
die Arbeiten in Genf nachdrücklicher Unterstüt- 
zung und Förderung durch eine hohe politische 
Ebene bedürfen. Diesem Ziel soll die Konferenz in 
München dienen; sie soll auf Ministerebene statt- 
finden. In ihr soll der gemeinsame politische Wille 
formuliert werden, alle möglichen und vertretbaren 
Maßnahmen zur Begrenzung und Vermeidung von 
Schäden durch Luftverunreinigung zu treffen. Von 
der Konferenz soll ein starker politischer Impuls 
auf die Arbeiten im Rahmen der Luftreinhaltekon- 
vention und damit auch auf die Ost-West-Koopera- 
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tion, auf Aktivitäten in anderen internationalen 
Gremien und nicht zuletzt auch in den nationalen 
Bereichen ausgehen. 

Ich würde es begrüßen, wenn der Europarat und 
seine Mitgliedstaaten zum Gelingen der Konferenz 
in München tatkräftig beitragen würden. Der Ent- 
schließungsentwurf zur Luftreinhaltung, über den 
heute hier diskutiert wird, ist bereits ein solcher 
Beitrag. Hinter den Diskussionen hier und im Euro- 
päischen Parlament steht unübersehbar der ernst- 
hafte politische Wille zu wirkungsvollen Maßnah- 
men. Dieser Wille trägt dem Wunsch und den For- 
derungen der Bevölkerung unserer Staaten Rech- 
nung. 

Ich darf Sie herzlich bitten, mitzuhelfen, diesen po- 
litischen Willen im Interesse unserer Bevölkerung 
auch in die Tat umzusetzen. — Ich danke Ihnen. 

Vogt (Kaiserslautern) (DIE GRÜNEN): Herr Staats- 
sekretär, wären Sie so freundlich, hier einmal die 
Ausnahmeregelungen in der Großfeuerungsanla- 
gen-Verordnung darzustellen, insbesondere soweit 
es die Altkraftwerke angeht? 

Staatssekretär Spranger (Bundesrepublik Deutsch- 
land): Ich möchte mich auf eine allgemeine Aussage 
dergestalt beschränken, daß es sehr enge Ausnah- 
meregelungen sind und daß letztendlich 1 500 Kraft- 
werke erfaßt werden, die nach der Großfeuerungs- 
anlagen-Verordnung in Zukunft entscheidenden 
restriktiven Beschränkungen unterworfen werden. 

Dr. Holtz (SPD): — Herr Staatssekretär, heute im 
Gegensatz zu der Zeit vor vier oder fünf Jahren 
spricht man vom sauren Regen. Vor vier, fünf Jah- 
ren hat man das Problem parlamentarisch noch 
nicht erkannt. Könnte es nicht sein, daß wir in ein 
paar Jahren vor der nächsten Umweltkatastrophe 
stehen, nämlich davor, daß wir uns bewußt werden, 
daß das Wasser immer stärker gesundheitsschäd- 
lich wird? Was macht die Bundesregierung, was ma- 
chen die europäischen Regierungen, um es nicht zu 
einer Katastrophe in diesem Bereich kommen zu 
lassen? 

Staatssekretär Spranger (Bundesrepublik Deutsch- 
land). — Sie haben sicherlich recht, wenn Sie be- 
dauern, daß das Problem des sauren Regens nicht 
schon früher erkannt worden ist, wobei man hier 
nach meiner Auffassung nicht einseitig die politi- 
schen Entscheidungsträger, sondern vielleicht auch 
diejenigen mit in die Fragestellung „Warum nicht 
schon früher?“ einbezieht, die die wissenschaftli- 
chen Grundlagen für politische Entscheidungen je- 
weils zur Verfügung zu stellen haben. 

Was den Bereich Wasser und Wasserreinhaltung 
anbelangt, darf ich den festen Willen der Bundesre- 
gierung zum Ausdruck bringen, die zumindest im 
nationalen Bereich getroffenen sehr kostenaufwen- 
digen Wasserreinhaltungsmaßnahmen vorzuschrei- 
ben. Wir wissen um die möglichen Gefährdungen 
und sind entschlossen, alle technischen, organisato- 
rischen und wissenschaftlichen Möglichkeiten aus- 
zuschöpfen, um solchen möglichen Gefahren recht- 
zeitig entgegenzuwirken. Das Wichtige ist, daß wir 


auch im Bereich der Umweltpolitik zu einer Vorsor- 
gepolitik kommen, also nicht erst die Schäden ein- 
treten lassen, um sie dann wieder zu beseitigen, 
sondern vorher mögliche Gefahren zu identifizie- 
ren, um diese Gefahren nicht Realität werden zu 
lassen. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
ich wollte bei dem letzten Punkt, den Sie erwähnt 
haben, noch einmal nachfragen und würde gerne 
wissen, welche Rolle die Bundesregierung dem Aus- 
bau der Kernkraft als einer wesentlichen alternati- 
ven Energie bei ihren Bemühungen um die Vermin- 
derung der Schadstoffemissionen in die Luft zu- 
mißt. 

Staatssekretär Spranger (Bundesrepublik Deutsch- 
land). — Ich glaube, die Bundesregierung hat nie 
einen Zweifel gelassen, welche Bedeutung sie ei- 
nem zügigen Ausbau entsprechend den festliegen- 
den Programmen zur Kernenergie beigemessen hat 
und beimessen wird. Sie hat auch immer wieder 
betont, daß die Kernenergie eine umweltfreundli- 
che Energie ist. Auf der anderen Seite ist nicht zu 
übersehen, daß eine Vielzahl von Kohlekraftwerken 
in der Bundesrepublik Deutschland einen wesentli- 
chen Wirtschaftsfaktor darstellt. Ein totaler Wech- 
sel von der einen zur anderen Energie ist sicherlich 
nicht denkbar. 

Dr. Müller (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, anknüp- 
fend an die Frage des Kollegen Cavaliere möchte 
ich fragen: Hat die Bundesregierung bereits Ant- 
worten positiver Art aus zweiseitigen Gesprächen 
mit europäischen Nachbarstaaten sowohl bezüglich 
der Schadstoffemissionen von Großfeuerungsanla- 
gen als auch bei solchen aus dem Straßenverkehr, 
daß ähnliche Maßnahmen durchgeführt werden, 
oder hat sie auch negative Antworten bekommen? 

Staatssekretär Spranger (Bundesrepublik Deutsch- 
land). — Ich möchte mich jetzt auf das Projekt 
bleifreies Benzin beschränken, weil hier die Stel- 
lungnahmen durch die entsprechenden Aktivitäten 
der Bundesregierung vorhanden sind. Wir haben 
am 16. Juni des vergangenen Jahres innerhalb der 
EG in Luxemburg eine Resolution vorgelegt, in der 
die Einführung bleifreien Benzins sobald als mög- 
lich — das war die Formel — beschlossen werden 
sollte. Diese Resolution ist unterstützt worden von 
Großbritannien, den Niederlanden, Dänemark und 
der Bundesrepublik Deutschland. Während der Dis- 
kussion hat sich auch Luxemburg dieser Resolution 
angeschlossen. Es sind also fünf Länder, die schon 
im Juni letzten Jahres eine entsprechende überein- 
stimmende Haltung eingenommen haben. Wir ha- 
ben in der Zwischenzeit Signale bezüglich einer Zu- 
stimmung zur Einführung bleifreien Benzins zum 
1. Januar 1986 aus Österreich, aus der Schweiz und 
aus skandinavischen Ländern bekommen. Deswe- 
gen bin ich der Meinung, daß diese Bemühungen 
der Bundesregierung, hier zu Zustimmung zu kom- 
men, partiell bereits Erfolg hatten und daß wir auf 
diesem Wege der Überzeugungsarbeit fortfahren 
sollten anstatt von vornherein zu sagen, es wird im 
Rahmen eines nationalen Alleingangs ohne Rück- 
sicht auf andere Staaten in Europa entschieden. 
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Luftverunreinigung und saurer Regen — 

Die Forstwirtschaft in Europa und in der Welt 

(Fortsetzung der Aussprache) 

Dr. Rumpf (FDP): Herr Präsident! Meine sehr geehr- 
ten Damen und Herren! Lassen Sie mich als Forst- 
mann und als Forstwissenschaftler den Berichter- 
stattern ein Kompliment aussprechen. Herr Müller 
und die Mitberichterstatter haben die wesentlich- 
sten Aspekte zu diesem komplexen Thema zusam- 
mengestellt und herausgearbeitet 

Bei den neuartigen Waldschäden handelt es sich 
mit Sicherheit um eine der größten Herausforde- 
rungen für Europa und auch für die Zusammenar- 
beit in Europa. Darum ist es unbedingt notwendig, 
daß wir heute die vorliegenden Empfehlungen an 
die Mitgliedsländer beschließen. 

Wir dürfen uns aber nicht auf eine Deklamation 
beschränken, sondern wir sind auf gerufen, jeder 
einzelne, in unseren Parlamenten, auf die nationa- 
len Regierungen einzuwirken. Im Bundestag wird 
am nächsten Donnerstag eine ganztägige Debatte 
zu diesem Thema stattfinden. 

Ich spreche mich heute und hier für alle Zusätze in 
den Berichten aus, die die Empfehlung dahinge- 
hend ändern, daß die Fristen verkürzt, die Über- 
gangsvorschriften verbessert und die Grenzwerte 
vermindert werden. So ist etwa eine 50%ige Ver- 
minderung der bisherigen Werte zu gering, und ein 
lOjähriger Zeitraum ist zu lang. Die Giftstoffe spei- 
chern sich in viel geringeren Dosen in den Blättern 
und Nadeln der Bäume und sammeln sich in den 
Böden an, ohne abgebaut zu werden. 

Die Bäume und die aus Bäumen bestehenden Wäl- 
der sind hochempfindliche Ökosysteme. Sie reagie- 
ren früher als tierische Lebewesen und auch früher 
als der Mensch. Ein altes Sprichwort der Forstleute 
besagt in aller Dramatik: Zuerst stirbt der Wald, 
dann der Mensch. 

Dies ist heute eine schauerliche Vision, die sich 
aber täglich auf der Erde abspielt. Denken Sie nur 
an die Verwüstung der Urwälder auf dieser Welt. 
Die Menschen roden den Wald, um dadurch land- 
wirtschaftliche Flächen zu bekommen. Aber sie ent- 
ziehen sich damit ihre eigene Lebensgrundlage. Sie 
entblößen den Boden, der nach wenigen Jahren un- 
fruchtbar wird. Das Klima verändert sich, der Re- 
gen bleibt aus; schließlich ist die Lebensgrundlage 
des Menschen zerstört. 

Zuerst werden 20 Millionen Hektar Wald jährlich 
abgeholzt, dann sterben 20 Millionen Menschen 
jährlich den Hungertod. 20 Millionen Hektar ent- 
sprechen der Waldfläche von Frankreich und 
Deutschland zusammen. 20 Millionen Hektar jähr- 
lich bedeuten, daß in jeder Minute in der wir hier 
diskutieren, 40 Hektar weniger vorhanden sind. 

Der Wald in Europa ist klimatisch bevorzugt. Er 
darf nicht sterben. Wir Europäer müssen alles tun, 
um diese Katastrophe zu verhindern. Wir können es 
verhindern, wenn wir jetzt schnell handeln. 


Zur Verkürzung der Fristen und zur Beschleuni- 
gung der Umstellung auf umweltfreundliche Tech- 
niken schlage ich daher vor, daß alle marktwirt- 
schaftlichen Mittel ausgenutzt werden, die zur Ver- 
fügung stehen, und alle ökonomischen Anreize ein- 
gesetzt werden, die bereits in den USA und in Japan 
mit Erfolg erprobt wurden. 

Ich meine damit, daß jeder Unternehmer oder Ver- 
braucher, der schneller handelt, der sich eher auf 
eine umweltfreundliche Technik umstellt, einen Bo- 
nus in Form eines Steuervorteils, einer Prämie oder 
eines Zertifikats erhält, während auf der anderen 
Seite derjenige, der — aus welchen Gründen auch 
immer — langsamer handelt, einen progressiven 
Malus in Kauf nehmen muß, und zwar in Form 
eines Steuernachteils oder einer Abgabe, 

Am besten läßt sich dies am Beispiel des Autos ver- 
deutlichen, Wenn bleifreies Benzin spürbar billiger 
angeboten wird als bleihaltiges, dann stellt sich ge- 
rade derjenige auf einen Katalysator oder auf ir- 
gend eine andere Technik um, der besonders viel 
fährt und besonders viel Benzin verbraucht. Das- 
selbe gilt für eine funktionierende Marktwirtschaft 
auch auf allen anderen Gebieten. 

Die Bürger sind bereit, für umweltfreundliche Maß- 
nahmen zu zahlen. So ist z. B. jedermann bereit, für 
die Kilowattstunde Strom einen Pfennig mehr zu 
bezahlen — einen „Waldpfennig“ — , wenn für die- 
ses Geld — es würde sich in Europa um mehrere 
Milliarden D-Mark im Jahr handeln — an den 
Kraftwerken entsprechende Filteranlagen ange- 
bracht würden. 

Herr Staatssekretär Spranger sagte vorhin, daß die 
Ursachen für die Waldschäden noch nicht ganz er- 
kannt seien. Ich stelle dem entgegen, daß wir drei 
Prinzipien bei der Umweltpolitik anerkennen: 

1. das Prinzip der Vorsorge, d. h. wir müssen han- 
deln, bevor Schäden eintreten; 

2. das Verursacherprinzip, d. h. derjenige, der ver- 
ursacht, muß bezahlen; 

3. das Kooperationsprinzip, d. h. die Zusammenar- 
beit gerade auch in Europa. 

Wir erkennen aber nicht ein 4, Prinzip an: das Er- 
forschungsprinzip, nach der Maßgabe, erst müsse 
alles erforscht sein, erst dann könne man handeln. 

Nein, wir können und müssen heute handeln, weil 
wir mit allergrößter Sicherheit wissen, daß die bei- 
den Hauptschadstoffe Schwefeldioxid und Stick- 
oxide einen entscheidenden Anteil an den Wald- 
schäden haben. Dies genügt, um diese beiden 
Schadquellen zu verstopfen. 

Es geht auch nicht, meine Damen und Herren, daß 
wir in Europa an den Grenzen evtl, neue Beschrän- 
kungen einführen, Handelsbeschränkungen, nicht- 
tarifäre Behinderungen, Autobahngebühren usw., 
aber die Luftschadstoffe in Europa grenzenlos aus- 
tauschen. 

Dieser Bericht ist aber ein erster und sehr ermuti- 
gender Schritt in die richtige Richtung. — Vielen 
Dank. 
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Böhm (Melsungen) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Der Bericht 
unseres Kollegen Müller zur Luftverschmutzung 
und zum sauren Regen ist eindrucksvoll, und ich 
bin mir sicher, daß dieser Bericht und die Empfeh- 
lungen zu den bedeutenden und für die Zukunft 
richtungweisenden Dokumenten unserer Parla- 
mentarischen Versammlung des Europarats gehö- 
ren werden. 

Die entscheidende Frage, die nach unseren Diskus- 
sionen bleiben wird, lautet: Wie organisieren wir in 
Europa angesichts der grenzüberschreitenden Luft- 
verschmutzung wirksam den Kampf gegen diese 
Luftverschmutzung? 

Europa braucht eine koordinierte Politik zur Luft- 
reinhaltung und muß die dafür erforderlichen lang- 
fristigen Strategien, Konzeptionen und genauen 
Zielsetzungen entwickeln. Es liegt aber auf der 
Hand, daß dies nicht für West- und Mitteleuropa 
allein möglich ist, denn die Luftverschmutzung 
macht nicht an nationalen Grenzen halt. Bitter 
möchte man formulieren: Was den Menschen ver- 
wehrt ist, nämlich das freie, ungehinderte Hin und 
Her zwischen Ost und West in Europa — die Schad- 
stoffe tun es ungehemmt. 

Darum müssen die Östlichen Länder Europas in die 
Konzeption zum Kampf gegen die Luftverschmut- 
zung einbezogen werden. Dies ist ein Feld, in dem 
sich eine Politik über alle Grenzen der gesellschaft- 
lichen Systeme hinweg bewähren könnte. Wichtig- 
ste Partner dabei sind außer der Sowjetunion die 
industriell am weitesten fortgeschrittenen kommu- 
nistischen Staaten, wie die DDR, die CSSR und Po- 
len. 

Lassen Sie mich am Beispiel der besonderen Pro- 
blematik der gegenseitigen Umweltbeeinflussung 
von Bundesrepublik Deutschland und DDR deutlich 
machen, welche Aufgaben ich für diese europaweit 
zu koordinierende Politik der Luftreinhaltung 
sehe. 

Beide Gebiete — Bundesrepublik Deutschland und 
DDR — sind vergleichsweise dicht besiedelt, hoch- 
industrialisiert, mit hoher Fahrzeugdichte, und 
beide schneiden beim Vergleich der Lebenserwar- 
tung schlechter ab als andere Gebiete in Europa. 

Diese Tatsachen zeigen, daß sowohl die Bundesre- 
publik Deutschland als auch die DDR mit schwer- 
wiegenden Umweltproblemen konfrontiert sind. 

Für die DDR gibt es dabei einige Besonderheiten: 
Die DDR hat keine eigene Steinkohle, kein Erdöl 
und kaum Erdgas. Dagegen besitzt sie große Braun- 
kohlevorkommen, und sie nutzt diese als ihre wich- 
tigste Energiebasis. So werden z. B. 80% der Elek- 
troenergie aus Braunkohle erzeugt. Schon heute ist 
die DDR Weltmeister in der Braunkohleförderung 
mit z. Z. 270 Millionen Tonnen, die bis 1990 auf 300 
Millionen Tonnen gesteigert werden sollen. 

Diese totale Abhängigkeit von der Braunkohle 
führt zu einer starken Luftverschmutzung durch 
Schwefeldioxid, Staub- und Flugasche. Die Gesamt- 
emission an Schwefeldioxid in der DDR liegt bei 


rund 5 Millionen Tonnen im Jahr. Damit liegt die 
DDR bei der Emissionsdichte in Europa einsam an 
der Spitze. 

Die Konzentration der Schadstoffe ist im südlichen 
Teil der DDR besonders extrem. Dort liegen die 
Braunkohleabbaugebiete, die Braunkohlekraft- 
werke sowie die chemische Industrie und die Me- 
tallurgie. So treten in diesem Bereich die Schäden 
an der menschlichen Gesundheit, ganz besonders 
aber auch in der Land- und Forstwirtschaft und in 
vielen Bereichen mehr besonders intensiv auf. In 
der DDR ist die Forstwirtschaft in den Regionen 
mit den höchsten Schwefeldioxidbelastungen 
schwer geschädigt. Die Bestände eines 75 000 Hek- 
tar großen Kieferwaldgebiets in der Dübener Heide 
im Grenzgebiet der Bezirke Halle, Leipzig und Cott- 
bus wiesen schon 1974 Schäden zu annähernd 80% 
auf, deren Ursache nachweisbar schwefeldioxidhal- 
tige Luft war. 

Angesichts dieser apokalyptischen Situation ist es 
besonders bedrückend, daß die sozialistische Wirt- 
schaftsordnung mit zentraler Planung und Len- 
kung sich als unfähig erweist, ökonomische Ver- 
hältnisse zu schaffen, die einen wirksamen Kampf 
gegen die Umweltverschmutzung ermöglichen. 

Da hilft auch die vorbildliche Gesetzgebung nicht. 
Der Umweltschutz wird zwar auf dem Papier groß- 
geschrieben, in die Verfassung eingeführt, aber was 
nutzt es, wenn der Umweltschutz Verfassungsrang 
hat und schließlich kein Geld da ist, um die notwen- 
digen und technisch möglichen Maßnahmen durch- 
zuführen. 

Ich erinnere daran: Alle Industriegebiete Europas 
beeinflussen einander bei der Luftverschmutzung. 
Angesichts der vorherrschenden west-östlichen 
Windströmung besteht in der Bundesrepublik 
Deutschland die Tendenz, mehr von den westlichen 
Nachbarn zu erhalten, als dorthin zu exportieren, 
aber mehr an die östlichen Länder abzugeben, als 
von dort zu erhalten. Die Bundesrepublik Deutsch- 
land wird aber nachweislich stärker von der DDR 
und der CSSR belastet als umgekehrt, und zwar 
wegen der dortigen unglaublichen Höhe der Schwe- 
feldioxidbelastung. 

Bei unseren Beratungen müssen wir diese eben ge- 
schilderte Situation wohl bedenken. Es finden Ex- 
pertengespräche zwischen den beiden Staaten in 
Deutschland statt. Sie müssen fortgesetzt werden 
und zum Ziel haben, daß auch die DDR wirksame 
Maßnahmen gegen die Luftverschmutzung trifft. 

Diese Verhandlungen, meine Damen und Herren, 
könnten gesamteuropäischen Modellcharakter er- 
halten; denn ohne die Einbindung der in ost- und 
ostmitteleuropäischen Gebieten gelegenen Indu- 
strieräume in diese Bemühungen wird unsere gute 
Absicht vergebens sein; eine gute Absicht, wie sie in 
den vorliegenden Berichten zum Ausdruck kommt. 

Dr. Enders (SPD): Herr Präsident! Meine verehrten 
Kolleginnen und Kollegen! Viele von uns nahmen 
während der Herbstsitzung an einer Informations- 
fahrt in den Schwarzwald teil. Unvergessen bleibt 
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davon der Eindruck, verschiedene Stadien sterben- 
der Bäume gesehen zu haben, angefangen von dem 
Verlust einzelner Nadelpartien bis schließlich zum 
totalen Kahlwerden der Baumspitzen. 

Fachleute erklärten uns an Hand von Stammschei- 
ben die in den letzten Jahren enger gewordenen 
Jahresringe und den volkswirtschaftlich bedeutsa- 
men Verlust des Holzzuwachses. Beispiele für die- 
sen Zustand sind in einer kleinen sehenswerten 
Ausstellung im unteren Flur dieses Hauses zu se- 
hen. Ich möchte wünschen, daß sich viele Kollegin- 
nen und Kollegen diese Ausstellung ansehen. 

Mögen die Ursachen für die sich abzeichnende Ka- 
tastrophe, nämlich das Baumsterben, komplexer 
Natur sein, so ergeben sich doch zwei Hauptübeltä- 
ter: erstens die giftigen Schwefeldioxide, die, mit 
Regen, Schnee oder Nebel vermischt, als saurer Re- 
gen niedergehen, und zweitens die Stickoxide, die 
vorwiegend aus den Kraftfahrzeugen stammen und 
den Straßenbereich schädlich belasten. 

Die Natur kann sich dagegen nicht wehren, kann 
sich nicht aufbäumen. Die Pflanzen- und Tierwelt 
stirbt still vor sich hin. 

Aus dieser Tatsache ergibt sich einwandfrei die 
Forderung, die Quellen der Schadstoffe zu schlie- 
ßen, sie zumindest so zu reduzieren, wie es in ver- 
schiedenen Gesetzen beabsichtigt wird. 

Eine weitere Erkenntnis ergab sich während des 
Schwarzwaldbesuchs durch den Blick zurück in das 
Rheintal, wo die Landesgrenze verläuft. So wie hier 
ziehen auch an anderen Grenzen im Osten und Nor- 
den die Giftschwaden über nationale Territorien 
hinweg. Ein Land allein kann den Kampf gegen den 
sauren Regen und die Vergiftung der Umwelt nicht 
bestehen. Man ist vielmehr auf internationale Zu- 
sammenarbeit und Mithilfe angewiesen. Wer an- 
ders, verehrte Kolleginnen und Kollegen, als die 
Mitglieder dieses Hohen Hauses kann mahnender 
die Stimme erheben, um Vorkehrungen zum Schutz 
unserer Lebensgrundlagen zu fordern? 

Die Natur insgesamt ist gefährdet. Nicht allein ein- 
zelne Nadelbäume in 600 m Höhe, sondern die ge- 
samte Umwelt ist in Gefahr, ob Feld, ob Flur, ob 
Fluß, ob See, ob Baum, ob Strauch, ob Gras und 
Halm. Damit sind auch die Landwirtschaft, die 
Fischzucht und der Gartenbau gefährdet. Freile- 
bende Tiere wie Amphibien, Reptilien, Vögel, Säu- 
getiere sind bereits durch Giftstoffe erheblich ge- 
sundheitlich geschädigt, ja, viele von ihnen sind be- 
reits jämmerlich zugrunde gegangen. 

Die bisher genannten Schäden sind vor aller Augen 
sichtbar. Andere, unsichtbare Schäden entstehen 
im Verborgenen durch Korrosion an der toten Ma- 
terie, an Stein und Metall. 

Das letzte Glied in der gefährdeten Kette ist der 
Mensch. Um ihn machen die Schadstoffe keinen 
Bogen, sondern sie belasten ihn zentnerschwer. Er- 
wachsene scheinen noch Abwehrstoffe zu haben, 
aber die Kleinkinder werden gegenwärtig schon 
voll getroffen. Wissenschaftliche Untersuchungen 
haben ergeben, daß der mysteriöse plötzliche Baby- 


tod in der Bundesrepublik — ihm fielen in der Ver- 
gangenheit jährlich 2 000 Säuglinge zum Opfer — 
auf die Umweltvergiftung zurückzuführen ist. Ver- 
schmutzte Atemluft steigert die Infektions anfällig- 
keit und erhöht zudem das Krebsrisiko. 

Angesichts dieser Gefahren sind Sorglosigkeit und 
Säumnis nicht mehr angebracht. Es ist unsere 
Pflicht im Europarat und in den nationalen Parla- 
menten, alle Anstrengungen zu unternehmen, um 
dieser modernen Pest zu begegnen. Die Verantwor- 
tung für die Erhaltung der Lebensgrundlagen für 
uns und unsere Nachkommen verlangt es von uns. 

Vogt (Kaiserslautern) (DIE GRÜNEN): „Erst wenn 
der letzte Baum gerodet, der letzte Fluß vergiftet, 
der letzte Fisch gefangen, werdet ihr feststellen, 
daß man Geld nicht essen kann.“ 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Diese Mahnung stammt von einem Indianerstamm, 
der versucht hat, an den „Weißen Mann“ zu appel- 
lieren. Der „Weiße Mann“ war ja nichts anderes als 
der entwurzelte Europäer, der sein Unwesen in den 
Vereinigten Staaten getrieben und auch dort die 
Dynamik des zerstörerischen Industriezeitalters 
entwickelt hat. 

Wir haben hier in sehr eindrucksvollen Berichten 
gehört, wie es um unsere Umwelt und um unsere 
natürlichen Lebensgrundlagen bestellt ist. Ein Ver- 
dienst von Herrn Dr. Günther Müller ist es, daß er 
uns die historische Dimension der Leidensge- 
schichte der Bäume, der Böden, der Wälder im In- 
dustriezeitalter vermittelt hat. Herrn Lanner ist da- 
für zu danken, daß er eine sehr richtige Parole aus- 
gegeben hat, nämlich rasch zu handeln und gleich- 
zeitig weiter zu forschen. 

Es wurde auch gesagt, daß wir unsere Kräfte kon- 
zentrieren müssen, um die galoppierende Katastro- 
phe des Waldsterbens und der sauren Böden zu 
stoppen. 

Ich bin übrigens ganz Ihrer Meinung, Herr Kollege 
Jäger von der CDU, daß es ein Frevel wäre, das 
Thema Waldsterben für einen parteipolitischen 
Schlagabtausch auszubeuten. Es wäre allerdings 
wohltuend gewesen, wenn Sie selbst gestern abend, 
als Sie diesen Programmsatz gerade ausgesprochen 
hatten, nicht in einen Schlagabtausch mit den GRÜ- 
NEN und in eine billige Polemik ausgerechnet ge- 
genüber den GRÜNEN verfallen wären — dies auch 
noch angesichts der Tatsache, daß in dieser Ver- 
sammlung nur ein einziges Mitglied einer grünen 
Partei vertreten ist, nämlich ich — ich würde gern 
mehr hier sehen — , und das noch nicht einmal die 
Chance bekommen hat, in dem für die Umwelt zu- 
ständigen Ausschuß mitzuarbeiten. 

Meine Damen und Herren, Geld kann man nicht 
essen. Und den Wald und unsere Umwelt werden 
wir weder durch Parteiengezänk noch durch macht- 
politische Trickspiele retten können. Wir werden 
das auch nicht tun können durch eine Politik des 
Als-ob. 

Hier möchte ich an Herrn Spranger anknüpfen, der 
leider die konkreten Fragen — eine wurde von mir 
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gestellt, einige Kollegen haben nachgezogen — 
über die Ausnahmeregelung bei der Großfeue- 
rungsanlagen-Verordnung nicht beantwortet hat. 

Es handelt sich um eine Politik des Als-ob, Es ist 
nachgerechnet worden, daß gerade angesichts die- 
ser großzügigen und skandalösen Ausnahmen die 
Maßnahmen, die durch eine solche Verordnung be- 
wirkt werden sollen, erst in zehn bis fünfzehn Jah- 
ren greifen werden. Dann wird es zu spät sein. 

Wenn überhaupt, dann kann eine Rettung nur 
durch eine tiefgreifende Haltungsänderung der 
Produzenten, der Verbraucher und insbesondere 
der Verkehrsteilnehmer in den Industrieländern 
bewirkt werden. 

So sehr ich die Analyse von Dr. Müller schätze — 
ich glaube, sie ist weitgehend erschöpfend — , so 
möchte ich doch sagen, daß die Maßnahmen, die 
vorgeschlagen werden, immer noch nicht, auch 
nicht in ihrer Summe, ausreichen. Sie sind ein 
bißchen zu kennzeichnen durch die Formel: Wasch 
mir den Pelz, aber mach mich nicht naß! Das ist 
aber nicht die Schuld des Berichterstatters, sondern 
das ist im Grunde genommen die Schuld von uns 
allen, die Schuld aller Zeitgenossen, die einfach 
liebgewordene Gewohnheiten nicht aufgeben wol- 
len, die weiterhin an der Kultfigur des Autos fest- 
halten möchten und nun fieberhaft danach suchen, 
wie sie, während sie weiter Rohstoffe verschwen- 
den, durch kleine therapeutische Eingriffe die Um- 
weltbelastung etwas reduzieren können. 

Wir müssen zunächst einmal anders produzieren, 
vor allem — und da kann eine Institution wie der 
Europarat, noch mehr aber wie die Europäische Ge- 
meinschaft etwas tun — indem wir nicht-umweltbe- 
lastende Fertigungen, insbesondere mittlere Tech- 
nologien, ermutigen, fördern, auch finanziell för- 
dern, indem wir nicht umweit- und nicht-gesund- 
heitsbelastende Energiegewinnungsmethoden för- 
dern. Wir hatten zum Beispiel in einigen Bundes- 
ländern, auch in Baden-Württemberg, vorüberge- 
hend Zuschüsse für die Bauherren, die einen Son- 
nenkollektor eingebaut haben. Leider ist dies im 
Zuge von Sparmaßnahmen entfallen, woraufhin ei- 
nige dieser Betriebe, die Sonnenkollektoren und 
Kraftwärmepumpen hergestellt haben, eingegan- 
gen sind. Wir müssen die schnelle Umrüstung der 
Großkraftwerke auf mittlere Kohlekraftwerke mit 
der Technik der Wirbelschichtfeuerung fordern. 
Zwar hat Herr Müller einiges über Kalkzugaben 
gesagt, aber er hat diese spezielle Technik hier 
nicht erwähnt. 

Wir müssen uns aber insbesondere — und da 
möchte ich Herrn Galley intensiv widersprechen — 
davor hüten, den Teufel mit dem Beelzebub austrei- 
ben zu wollen oder die Pest mit der Cholera oder die 
Cholera mit der Pest zu bekämpfen, denn darauf 
läuft der Vorschlag hinaus, nun die Atomenergie 
stärker zu fördern. 

Zwar ist nicht nachgewiesen, daß die Atomenergie 
den Wald zerstört, es ist aber nachgewiesen, daß sie 
die Substanz von höherentwickelten Lebewesen 
zerstört, die Zellen und die Gene. Insofern wäre es 


doch ungeheuerlich, wenn man, um den Wald zu 
retten, dieses Risiko der Menschheit aufbürden 
würde. 

Ich muß mich leider kurzfassen. Ich hättes es gut 
gefunden, wenn man gerade als Grüner bei diesem 
Thema etwas mehr Zeit bekommen hätte, aber ich 
will mich an die Begrenzung von fünf Minuten hal- 
ten. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir sollten uns 
angesichts der Dringlichkeit fragen, ob die parla- 
mentarischen Formen, in denen wir hier miteinan- 
der umgehen, mit denen wir hier Papiermemoran- 
den und so weiter produzieren, noch adäquat sind. 
Ich würde es gerne sehen, wenn aus der Mitte einer 
solchen Versammlung ein Aktionsausschuß hervor- 
gehen würde, und zwar quer durch die Fraktionen, 
ähnlich wie das ganz unkonventionell Altiero Spi- 
nell! getan hat, der Anstöße zum Zustandekommen 
einer europäischen Verfassung gegeben hat. Des- 
halb schlage ich vor, daß wir uns Gedanken darüber 
machen, ob man nicht eine Joint Committee, einen 
Aktionsausschuß aus der Mitte der Parlamentari- 
schen Versammlung bilden könnte, um die vielfälti- 
gen Ideen, die im Verlauf der Debatte geäußert wor- 
den sind, in politische Taten umsetzbar zu machen. 
Überlegen Sie sich bitte auch, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, daß wir alle Multiplikatoren sind. 
Denken Sie einmal darüber nach, mit welchem Ver- 
kehrsmittel Sie nach Hause fahren und was Sie 
alternativ dazu tun können, und wenn Sie in Ihrem 
Wahlkreis über ein Haus verfügen, dann überlegen 
Sie sich einmal, ob Sie als Parlamentarier ihrer 
Vorbildfunktion dadurch gerecht werden könnten, 
daß Sie Ihr Haus mit Sonnenkollektoren, wenn das 
von der Region her angebracht ist, oder mit einer 
Kraftwärmepumpe versehen oder mit einer ver- 
stärkten Wärmeisolation. — Ich danke Ihnen. 

Reddemann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da- 
men! Meine Herren! Ich danke der Versammlung 
für ihr Votum, die Debatte über dieses Jahrhundert- 
problem nicht weiter zu beschneiden. Ich bitte das 
Präsidium, bei der Gestaltung künftiger Tagesord- 
nungen die Zahl der Themen zu reduzieren, damit 
die Qualität anstelle von Quantität das Markenzei- 
chen des Europarats bleibt. 

(Beifall) 

Meine Damen, meine Herren, als meine Freunde 
Claus Jäger, Wolf gang Schäuble und ich im Spät- 
herbst 1982 eine jener Motionen erarbeiteten, die 
den Auftrag für die jetzt vorliegenden Vorschläge 
der Kommissionen herbeiführten, da befürchteten 
wir, unsere Sorge um einen gesunden Wald, um 
reine Luft und sauberes Wasser könnte von vielen 
mißverstanden werden. Wir bekamen empörte 
Briefe von Automobilfahrern, die uns beschuldig- 
ten, mutwillig eine Industrie zu schädigen, für die 
gegenwärtig jeder siebente Arbeitnehmer in der 
Bundesrepublik Deutschland tätig sei. Ich habe den 
erbitterten Protest von Betriebsräten mehrerer 
Kohlezechen erhalten, weil man glaubte, wir könn- 
ten durch unsere Aktivitäten die Kohle so verteu- 
ern, daß wir die Arbeitsplätze von Bergarbeitern 
gefährdeten. So ernst ich solche Briefe nehme, so 
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froh bin ich über die Unterstützung unserer Inten- 
tionen durch die Herren Berichterstatter und die 
beteiligten Kommissionen. Ich darf danken und be- 
glückwünschen. 

Meine Damen, meine Herren, nach dem zweiten 
Weltkrieg hat ein bekannter britischer Publizist 
den Satz geprägt „Save Europe now“, „Rettet Eu- 
ropa jetzt“. Ich habe den Eindruck, es ist an der 
Zeit, diesen Satz zu wiederholen und in die Tat 
umzusetzen. 

Es ist heute bereits mehrfach auf die unbestreit- 
bare Tatsache hingewiesen worden, daß wir noch 
nicht alle Fakten und alle Faktoren des Waldster- 
bens kennen. Es ist ebenso nachdrücklich betont 
worden, daß wir nicht warten dürfen, bis das letzte 
Waldproblem erforscht wurde. Wir würden sonst 
möglicherweise in die fatale Lage geraten, erst 
nach dem Tod des letzten Baumes Gewißheit zu 
bekommen. 

Was. wir benötigen, ist eine Kombination aus 
schnellen Maßnahmen und exakter Forschung. Un- 
ser erstes Problem besteht darin, das bleifreie Ben- 
zin in allen Mitgliedstaaten des Europarats so rasch 
wie möglich einzuführen. Es müßte eine gemein- 
same Aufgabe aller Mitglieder dieser Versammlung 
sein, in den nationalen Parlamenten Gesetze durch- 
zusetzen, mit deren Hilfe bleifreies Benzin ab 1. Ja- 
nuar 1986 das bisherige gesundheitsgefährdende 
Benzin ersetzt. 

Unser zweites Problem bleibt die Reduzierung der 
Schadstoffe aus den Großfeuerungsanlagen. Auch 
hier dürfen wir nicht mehr warten. Es wäre eine 
Aufgabe dieser Versammlung, alljährlich einen Be- 
richt zu erarbeiten, der die Situation in den Mit- 
gliedsländern feststellt, der die Fortschritte erfaßt 
und die Rückschritte registriert, damit der Europa- 
rat in der Lage ist, eventuell säumige Staaten zu 
schnellerem Handeln zu drängen. 

Mindestens so notwendig, meine verehrten Kolle- 
ginnen und Kollegen, bleibt die Intensivierung der 
Forschung. Wir sind heute in der Lage, Raketen 
zum Mond zu schießen, aber wir schaffen es nicht, 
einen Elektromotor zu konstruieren, der umwelt- 
freundlich in Automobilen als Antriebsmaschine 
eingebaut werden kann. Unsere Experten diskutie- 
ren die raffiniertesten Gen-Manipulationen, aber 
noch immer fehlen ausreichend robuste Baumsor- 
ten, die überlebensfähiger sind als die meisten, die 
wir derzeit haben. 

Moderne Forschungspolitik muß daher heute die 
Bereiche unterstützen, die Wald, Luft und Wasser 
für uns alle überlebensfähig machen. Ich begrüße 
nachdrücklich die vorgelegten Entwürfe unserer 
Kommissionen. Sie signalisieren uns, wie unsere 
Wälder und wir alle überleben können, und sie ma- 
chen vor allem deutlich, daß wir zum Überleben 
nicht jene Industriefeindschaft von Leuten benöti- 
gen, die ihre Modelle menschlichen Zusammenle- 
bens aus vergangenen Zeiten holen, als zwar weni- 
ger Bäume in Europa an saurem Regen zugrunde 
gingen, aber statt dessen mehr Menschen avd unse- 
rem Kontinent an Hunger starben. — Ich danke 
Ihnen. 


Dr. Müller (CDU/CSU): Herr Vorsitzender! Liebe 
Kollegen!' Ich bin sehr dankbar für diese Ausspra- 
che, die leider in drei Teilen abgewickelt wurde. Das 
ist nicht sehr vernünftig gewesen. Aber wir waren 
Opfer der Umstände und der Verhältnisse. So, wie 
unsere Umwelt immer wieder das Opfer menschli- 
chen Waltens ist, so hat es diesmal in anderer Art 
und Weise unsere Kommissionen betroffen. 

Ich bin vor allem dankbar dafür, daß die meisten 
der Kollegen, die sich an der Debatte beteiligt ha- 
ben, unterstrichen und unterstützt haben, was das 
Anliegen des Berichterstatters war. Lassen Sie 
mich an dieser Stelle nur ein paar Bemerkungen zu 
Fragen machen, die gestellt wurden und die ich 
noch beantworten will. 

Der Kollege Galley hat davon gesprochen, daß man 
sich auch einmal Sorgen darüber machen muß, wie 
sich die Toxizität, also die Giftigkeit, bestimmter 
Stoffe langfristig auch auf den Menschen auswir- 
ken wird. Solche Studien wurden bereits durchge- 
führt. Es gibt eine Studie von zwei Forschern an der 
belgischen Universität Löwen, die der Meinung 
sind, daß im Zusammenhang mit den Schwermetal- 
len, die durch den sauren Regen ausgeschwemmt 
werden, gar nicht mehr die Biologen oder die Forst- 
botaniker, sondern bereits die Toxikologen gefor- 
dert seien, weil hier langfristig eine Bedrohung für 
die Gesundheit des Menschen entstehe. 

Zur Verbreitung. des sauren Regens noch eine Zahl, 
die ganz interessant ist. Wir haben in der Bundesre- 
publik festgestellt, daß wir schon über Jahre hin- 
weg einen pH-Wert von 4,2 haben, daß sich dieser 
pH-Wert schließlich über die ganze Bundesrepublik 
verteilt hat. Das heißt, der pH-Wert ist unverändert 
geblieben, aber er hat alle Gebiete der Bundesrepu- 
blik erfaßt. Das scheint zu bestätigen, was Forscher 
festgestellt haben, nämlich daß sich die Vergiftung 
der Atmosphäre, die an einem bestimmten Punkt 
einsetzt, flächenmäßig ausbreitet und deswegen 
Probleme in sogenannten Reinluftgebieten auf- 
wirft, wo es kaum eine örtliche Verschmutzung 
gibt. 

Natürlich müssen wir Forderungen wie die nach 
der Schwefelreduktion bei Kohle und Heizöl begrü- 
ßen. Bei der Frage der Reduzierung von Stäuben ist 
es schon etwas komplizierter, wenn ich das so sa- 
gen darf. Es gibt durchaus ernstgemeinte wissen- 
schaftliche Untersuchungen, die feststellen, daß im 
Grunde genommen durch die verstärkte Zurückhal- 
tung von Stäuben vor 15 und 20 Jahren eine Ent- 
wicklung mit eingeleitet wurde, die dazu geführt 
hat, daß das Schwefeldioxid weiträumiger verteilt 
wurde. Wenn es nämlich unmittelbar an die Stäube 
gebunden geblieben wäre, wäre es in der Nähe der 
Verursacherquelle trocken deponiert worden. So 
aber geht es in die Atmosphäre und kommt als der 
berühmte saure Regen wieder herunter. 

Der Kollege Kindle aus Liechtenstein hat die Frage 
nach genetischen Schädigungen gestellt. Auch sol- 
che wurden bereits festgestellt. Es gibt eine Unter- 
suchung aus einem Industriegebiet von Brasilien, 
nach der im Detail bereits schwerste genetische 
Schäden durch die Emissionen festgestellt wurden. 
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Dort treten besonders starke Emissionen auf. Man 
kann das sicher nicht allgemein heute für Europa 
annehmen, aber langfristig müssen wir auch diesen 
Punkt verstärkt beachten. 

Der Kollege Enders hat mit Recht darauf hingewie- 
sen, daß auch in der Bundesrepublik bereits Klein- 
kinder und Säuglinge gesundheitlich bedroht sind. 
Ich glaube, daß wir diesen Fragen besondere Beach- 
tung schenken müssen. 

Leider ist der Kollege Hill nicht mehr da. Zu ihm 
hätte ich jetzt eine kritische Anmerkung; denn er 
war der Meinung, das sei alles zu teuer, man könne 
sich das nicht leisten, man solle das Geld lieber für 
eine höhere Bildung und andere Dinge ausgeben. 

Meine sehr verehrten Kollegen, es nützt keinem, 
wenn wir ihn auf die Universität schicken, und 
dann stellt er fest, daß er krank wird und nicht 
mehr lange leben kann. Wir müssen bereit sein, die 
Opfer zu bringen, die notwendig sind, um unsere 
Atmosphäre wieder zu verbessern. 

Auch das Argument der Konkurrenzfähigkeit ge- 
genüber anderen Ländern zieht nicht, meine sehr 
verehrten Kollegen. Japan macht uns Schwierigkei- 
ten, sicherlich auch der britischen Industrie, aber 
gewiß nicht wegen der Strompreise, denn die 
Strompreise in Japan sind wesentlich höher als in 
den Ländern der Europäischen Gemeinschaft. Sie 
sehen also, daß man dieses Argument im Grunde 
genommen nicht anführen kann. 

Der Kollege Osborn hat Anmerkungen gemacht, die 
nachdenkenswert sind. Das möchte ich bestätigen. 
Ich muß auch ihm etwas entgegenhalten. Lieber 
Kollege Osborn, Sie haben mit Recht das Problem 
der Arbeitslosigkeit aufgezeigt, das vielleicht ent- 
stehen könnte. Aber ich möchte dem entgegenhal- 
ten — das haben Untersuchungen ergeben — , daß 
gerade durch eine verstärkte Umweltschutzpolitik 
neue Arbeitsplätze geschaffen werden. Auch für die 
Entwicklung der Industrie ist es von Bedeutung, 
moderne Technologien zu schaffen. Hätten die eu- 
ropäischen Staaten eher gehandelt, dann bräuchten 
wir das technische Wissen für bestimmte Umwelt- 
einrichtungen heute nicht aus Japan in Lizenz zu 
beziehen. Also, auch hier hinken wir wieder ande- 
ren hinterher. Das heißt: Wenn wir eher gehandelt 
hätten, hätten wir selbst Entsprechendes entwik- 
keln können. 

Liebe Kollegen, was die Dritte Welt und die Forst- 
wirtschaft betrifft, so ist dazu kaum Stellung ge- 
nommen worden. Ich glaube, es herrscht in unseren 
Reihen weitgehend Einigkeit, daß wir dem beson- 
dere Beachtung schenken müssen. Aber darauf 
möchte ich hier jetzt im Detail nicht mehr einge- 
hen. 

Lassen Sie mich noch etwas zu den Ausführungen 
des Kollegen Muheim sagen, der mit Recht gesagt 
hat, wir sollten die ECE-Konvention beachten; das 
haben wir ja auch in unserer Resolution zum Aus- 
druck gebracht. Nur, lieber Kollege Muheim, ich 
möchte vor allzu großen Hoffnungen warnen. Sie 
wissen, daß der entsprechende Ausschuß der ECE 


in Ihrem Land, in der Schweiz, getagt hat, und zwar 
im Juni vergangenen Jahres in Genf. Das Ergebnis 
dieser Tagung war gleich Null. Auf dieser Konfe- 
renz ist von den skandinavischen Ländern, von 
Österreich, der Schweiz, der Bundesrepublik, Däne- 
mark und Kanada vorgeschlagen worden, daß die 
Luftverschmutzung innerhalb von zehn Jahren um 
30 % verringert werden soll. Selbst dieser Beschluß 
wurde nicht gefaßt, weil keine Mehrheit dafür zu 
gewinnen war. Man hat nur erklärt, es bestehe die 
Notwendigkeit, die Luftverschmutzung zu reduzie- 
ren. Man hat aber in diesem Zusammenhang weder 
eine Frist gesetzt noch eine entsprechende Zahl ge- 
nannt. Ich bin sehr skeptisch, daß das in Zukunft 
besser werden könnte. 

Lassen Sie mich zum Schluß, meine sehr verehrten 
Kollegen, zwei Meldungen aus der heutigen Aus- 
gabe einer Tageszeitung aus München zitieren, die 
Ihnen zeigen, wie aktuell die Probleme sind. In ei- 
ner Meldung wird berichtet, daß ein Förster aus 
dem Fichtelgebirge an den bayerischen Minister- 
präsidenten geschrieben hat Die entsprechende 
Überschrift lautet: „100 % der Bäume sind im Fich- 
telgebirge bereits jetzt krank“. Nun ist das ein Ge- 
biet, das gerade von den Braunkohlegebieten in der 
Tschechoslowakei besonders betroffen ist. Auch die 
zweite Meldung ist ganz interessant. Sie trägt die 
Überschrift: „Saurer Regen schädigt die Wand am 
Harlachinger Krankenhaus“. Da wird berichtet, daß 
die Betonwand für 400 000 DM erneuert werden 
muß, weil der saure Regen auch diese Betonwand 
zerstört hat. Sie sehen also, es ist nicht nur der 
Wald getroffen, sondern es sind auch Gebäude und 
Menschen betroffen. Manche merken es nur noch 
nicht so, wenn es ihnen — ich darf es einmal so for- 
mulieren — hinten in der Kehle kratzt. Aber die 
Forschungen auf diesem Gebiet beweisen, wie ge- 
fährdet bereits auch die Gesundheit ist. 

Letzte Bemerkung: Der Kollege Vogt hat in seinen 
Ausführungen gesagt, wir sollten alle mit gutem 
Beispiel vorangehen. Er hat dann die Frage gestellt, 
mit welchem Verkehrsmittel wir zurückfahren wür- 
den. Ich nehme an, daß er auch nicht mit dem Fahr- 
rad zurückfährt. (Zuruf des Abg. Vogt [Kaiserslau- 
tern]: Ich fahre mit der Eisenbahn!) — Ich weiß. — 
Ich z. B. fahre mit dem Wagen zurück. Es gibt da 
Vergleichsrechnungen, daß der Energieaufwand 
pro Personenkilometer 0,064 und 0,065 beträgt; also, 
es besteht da kaum ein großer Unterschied. Aber 
damit er mich nicht mißversteht — im Kern hat er 
ja durchaus recht — : Wir alle sollten — wo immer 
wir sind — darüber nachdenken, was wir tun kön- 
nen, um Energie zu sparen, um das Umweltbewußt- 
sein in unserer Bevölkerung zu stärken und um 
unserer Bevölkerung klarzumachen, daß wir mit 
dem Erbe, das wir als Politiker zu verwalten haben, 
sorgfältig umgehen müssen. Das können wir dann 
am besten, meine sehr verehrten Kollegen, wenn 
wir selbst mit guten Beispiel vorangehen. Ich per- 
sönlich tue das übrigens, ohne daß ich das jetzt hier 
im einzelnen ausführen will. Sie wissen z. B., Herr 
Kollege Vogt, daß ich der einzige deutsche Abgeord- 
nete mit einem eigenen Windrad bin. Allerdings 
kann man sich das in einem Ballungsraum nicht so 
ohne weiteres leisten. Doch auf dem Land, wo ich 
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lebe, geht das. Jedoch würde ich nicht so weit gehen 
und das zu einer Forderung des Europarates erhe- 
ben. Aber: Jeder kann an seinem Platz etwas dazu 
beitragen, um das Bewußtsein für die Umwelt zu 
stärken. In diesem Sinne hoffe ich, daß wir heute zu 
einer möglichst einmütigen Beschlußfassung kom- 
men. 

Dr. Freiherr Spies von Büllesheim (CDU/CSU): Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her- 
ren Kollegen! Ich möchte mich zunächst als Vorsit- 
zender des Landwirtschaftsausschusses bei den 
Kollegen noch einmal herzlich für die Abstimmung 
bedanken, die es uns ermöglicht hat, diese Debatte 
in einer einigermaßen würdigen Weise und der Be- 
deutung dieses Themas angemessenen Zeit zu 
Ende zu bringen. Das Problem des sauren Regens 
wird vor allem offensichtlich am sterbenden Wald. 
Deswegen ist es nur zu natürlich, daß sich die große 
Mehrzahl der Beiträge der Kollegen gerade mit 
dem Problem des Waldes befaßt hat. Daran wird 
auch deutlich, daß der Ausschuß für Landwirt- 
schaft, dem gerade dieses Thema fast ein Herzens- 
anliegen war, ein Thema, das mit besonderem En- 
gagement beraten und ausdiskutiert worden ist, 
sich dieses Themas in dieser Weise angenommen 
hat. 

Meine verehrten Kollegen, wir alle wollen gemein- 
sam ohne Rücksicht auf die Nationen, ohne Rück- 
sicht auf Parteien mit dieser Debatte, mit unseren 
Berichten, die wir hier verabschieden wollen, etwas 
bewegen. Ich glaube, wir müssen uns darüber klar 
sein, daß wir uns dann auch vor denjenigen schüt- 
zen müssen, die ich hier einmal die falschen 
Freunde für dieses Anliegen nennen will. Das ist 
nicht abwertend gemeint. Auch Gutwillige können 
falsche Freunde sein. Sie kommen aus den ver- 
schiedensten Richtungen. Da sind einmal diejeni- 
gen, die abseits von jeder Realität viel zu weitge- 
hende und deswegen unerfüllbare Forderungen 
stellen. Sie bewegen damit nichts. Wir müssen 
schon realistisch bleiben. 

Da sind auch diejenigen, die zum Beispiel — ich 
spreche jetzt für die Bundesrepublik Deutschland 

— bei uns das Voranschreiten der Kernenergie- 
nutzung auf Jahre blockiert haben und immer noch 
blockieren, obwohl das heute — sicher ist das nicht 

— als der einzige wirkliche Ausweg erscheint, um 
weniger fossile Brennstoffe verbrennen zu müs- 
sen. 

Da sind schließlich auch diejenigen falschen Freun- 
de, die uns glauben machen wollen, daß sei jetzt 
alles geklärt; man müsse nur SO 2 und NO^ be- 
schränken, dann werde das Problem gelöst sein. 
Auch das sind die falschen Freunde, denn wir sollen 
nicht nachlassen, den Ursachen nachzugehen. Was 
haben wir in unseren Staaten an Geld in hohe 
Schornsteine investiert! Was haben wir an Geld in 
die Entstaubung investiert, mit der heute schon 
sichtbaren Konsequenz, daß das Problem nur ört- 
lich kleiner, insgesamt aber sehr viel größer gewor- 
den ist. In der Debatte ist darauf hingewiesen wor- 
den. Es gibt als Ursache leider viele Möglichkeiten: 
Welche Auswirkungen haben Radarwellen? Welche 
Auswirkungen haben Elektrofelder unter großen 


Stromleitungen? Welche Auswirkungen haben 
Funkwellen? Welches sind die radioaktiven, also die 
mit der Kernkraft zusammenhängenden Wirkun- 
gen? Man muß noch viele andere möglichen Gründe 
in Betracht ziehen, die man bisher jedenfalls nicht 
vollständig ausschließen kann. 

An Autos und an die von Autos ausgehenden schäd- 
lichen Wirkungen ging man, wenn man die Bundes- 
republik Deutschland betrachtet, relativ langsam 
heran. Man zögerte. Man zögerte deshalb, weil es 
viel billiger, wenn auch für den Bürger nur ver- 
meintlich billiger ist, erst einmal etwas bei den 
Kraftwerken zu unternehmen. Das spürt man nicht 
so direkt. Bei den Autos führt es für den Bürger 
unmittelbar zu Mehrausgaben. 

Wir in der Bundesrepublik Deutschland haben ge- 
meinsam mit anderen Ländern einen Anfang ge- 
macht. Ich habe den wirklich sehr herzlichen 
Wunsch, daß uns als Folge dieser Debatte zwei 
große Nachbarländer, nämlich Italien und Frank- 
reich — ich bin froh, daß hier Kollegen aus Italien 
und Frankreich gesprochen haben — , unterstützen, 
daß diese Kollegen ihre Regierungen dazu drängen, 
daß wir zu einem gemeinsamen Standard kommen. 
Es wäre furchtbar, wenn deutsche Touristen mit 
ihren Autos genauso wie Engländer oder Niederlän- 
der oder Luxemburger, die dem neuen Standard be- 
reits zugestimmt haben, nicht mehr in jene Nach- 
barländer fahren könnten, wenn also der Verkehr 
innerhalb Europas beeinträchtigt würde, weil der 
eine schon bleifreies Benzin hat und das andere 
Land nicht. Ich hoffe, daß wir auch durch diese 
Debatte hier einen Fortschritt erreichen. 

Schließlich eine letzte Bemerkung. Der Kollege 
Holtz hat in seinem Debattenbeitrag darauf hinge- 
wiesen, daß der sterbende Wald und der saure Re- 
gen nicht die einzigen Problemfelder seien. Auch 
aus anderen Bereichen drohten große Gefahren. Er 
hat zum Beispiel das Wasser genannt. Ich möchte 
hier nur sagen, daß wir das auch als ein sehr erheb- 
liches, als ein sehr drängendes Problem ansehen. 
Der Ausschuß für Landwirtschaft hat deswegen be- 
schjossen, die viel erörterte Frage der Auswirkun- 
gen von intensiver künstlicher Düngung oder von 
intensiver Ausbringung von Gülle, also flüssigem 
Dünger, der bei sandigen Böden mit hohem Grund- 
wasserstand zu erheblichen Grundwasserschäden 
führen kann, zu prüfen und dieser Versammlung 
einen Bericht dazu vorzulegen, damit man später 
auch zu diesem Problembereich sagen kann, was 
wir heute schon zum Problem des sauren Regens 
bescheinigt bekommen haben, daß nämlich der Eu- 
roparat eine der ersten Institutionen war, die sich 
damit befaßt hat. Das sollte man auch bei späteren 
Wasserproblemen von uns sagen können. — Vielen 
Dank, Herr Präsident. 

Abg. Vogt (Kaiserslautern) (DIE GRÜNEN) bean- 
tragt, in der nachstehenden Empfehlung 977 in Ab- 
satz 7 den zweiten Halbsatz durch die Worte „um so 
weit wie möglich die Entstehung umweltschädli- 
cher Stoffe zu verhindern*' zu ersetzen. 

Vogt (Kaiserslautern) (DIE GRÜNEN): Es handelt 
sich dabei um § 7, und zwar wird gewünscht, daß im 
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Anschluß an den Begriff „bekannte Techniken" dar- 
auf hingewiesen wird, daß die Entstehung von sol- 
chen umweltschädigenden Materialien bereits zu- 
rückgehalten werden kann. Ich habe in meinen 
Ausführungen heute schon darauf hingewiesen, daß 
es solche Techniken gibt, beispielsweise bei der 
Wirbelschichtfeuerung, daß durch die Zufuhr von 
Kalk die Bildung von SO 2 von vornherein verhin- 
dert werden kann. Herr Müller hat auf diese Mög- 
lichkeit in genereller Form hingewiesen. Mir kam 
es darauf an, auch an dieser Stelle noch einmal dar- 
auf hinzuweisen, daß man, ohne jetzt die Energieer- 
zeugung in Frage zu stellen, bereits solche Techni- 
ken hat, mit denen man die Entstehung der schädi- 
genden Stoffe, insbesondere des SO 2 , von vornher- 
ein zurückhalten kann. Dies ist nur ein praktisches 
Beispiel. 

Ich möchte noch erörtern, was das Ganze in philo- 
sophischer Hinsicht zu bedeuten hat. Wenn man 
diese Änderung einbringt, geht man offensiv an das 
Problem heran. Man ist nicht defensiv, man sagt 
nicht: Wir haben sowieso diese riesigen Schadstoff- 
mengen, jetzt brauchen wir nur noch Techniken zu 
entwickeln, wie wir diese prozentual verringern. 
Das Augenmerk wird gerichtet auf diese Techniken 
und auch auf Verhaltensformen, wie man von vorn- 
herein die Herausbildung dieser schädlichen Stoffe 
verhindern und zurückhalten kann. Da natürlich 
aus einer gewissen realistischen Einsicht heraus 
die Einschätzung bei mir vorhanden ist, daß dies 
nicht in jedem Falle möglich ist, ist einfach durch 
die Formulierung „soweit wie möglich“ eine hinrei- 
chende Absicherung getroffen. Ich bitte Sie, dieser 
Änderung dann auch zuzustimmen. 

Durch einen erfolgreichen Änderungsantrag zu Zif- 
fer 16b erreicht Abg. Antretter (SPD) die Annahme 
des Wortlauts der nachstehenden Fassung der Emp- 
fehlung 977, der von der Bundesrepublik Deutsch- 
land und anderen Ländern bereits beschlossene 
Standards zugrunde legt 

Empfehlung 977 (1984) 

betr. Luftverunreinigung und saurer Regen 

Die Versammlung, 

1. verweist auf ihre Empfehlung 867 (1979) betr. 
die weiträumige grenzüberschreitende Luftver- 
unreinigung; 

2. ist tief beunruhigt über die Auswirkungen, die 
die Luftverunreinigung und vor allem die als 
„saurer Regen" bezeichnete Erscheinung auf 
die Umwelt und die Gesundheit der Menschen 
haben; 

3. ist besorgt über das Waldsterben, das Ausster- 
ben vieler Lebensformen in den Seen Nordeu- 
ropas, den Rückgang der landwirtschaftlichen 
Erträge und die Korrosion von Baudenkmälern 
und Gebäuden sowie die weitere Schädigung 
des kulturellen Erbes, insbesondere von Papier 
(Archive), Leder, Webstoffen und Buntglas, Er- 
scheinungen, die zu einem großen Teil durch 
den sauren Regen hervorgerufen werden; 


4. befürchtet, daß der derzeitige begrenzte Kennt- 
nisstand hinsichtlich der Ursachen und Auswir- 
kungen des sauren Regens als Vorwand dient, 
um eine europäische Zusammenarbeit in die- 
sem Bereich hinauszuzögern; 

5. ist überzeugt, daß solche Unzulänglichkeiten 
vielmehr die gemeinsame europäische For- 
schung und den Austausch von Erfahrungen 
ermutigen sollten; 

6. vertritt die Ansicht, daß nach dem derzeitigen 
Kenntnisstand ein enger Zusammenhang zwi- 
schen dem sauren Regen und der Luftverunrei- 
nigung durch Schwefeldioxid- und Stickoxid- 
Emissionen besteht; 

7. vertritt die Ansicht, daß man zur Bekämpfung 
der Luftverunreinigung das Übel an der Wurzel 
packen muß und es daher darauf ankommt, un- 
verzüglich bereits bekannte Techniken anzu- 
wenden, um die Erzeugung von luftverunreini- 
genden Stoffen so weit wie möglich zu verhin- 
dern; 

8. begrüßt die Initiativen verschiedener Regie- 
rungen, insbesondere der Bundesrepublik 
Deutschland, bleifreies Benzin einzuführen, 
und ist sich dabei insbesondere der Tatsache 
bewußt, daß mit einer solchen Entscheidung 
eine Voraussetzung für eine substantielle Ver- 
minderung der durch den Straßenverkehr ver- 
ursachten Luftverunreinigung erfüllt wird; 

9. ist sich bewußt, daß die erforderlichen Investi- 
tionen zur Verminderung der Luftverunreini- 
gung kostspielig sind, daß diese Ausgaben je- 
doch weitgehend aufgewogen werden durch die 
direkten und indirekten Einsparungen, die 
durch eine Verbesserung des Zustandes der 
Wälder und Seen, der landwirtschaftlichen 
Nutzflächen sowie der menschlichen Gesund- 
heit erzielt werden; 

10. erinnert daran, daß im Bereich der Luftverun- 
reinigung die Befolgung des „Verursacherprin- 
zips“ eine Hilfe der Behörden an die für die 
Verunreinigung verantwortlichen Industrien 
nicht ausschließt; 

11. begrüßt, daß die UN- Konvention über weiträu- 
mige grenzüberschreitende Luftverunreini- 
gung, die bereits von 27 europäischen Staaten 
ratifiziert wurde, am 16. März 1983 in Kraft ge- 
treten ist, bedauert jedoch, daß es dem Exeku- 
tivorgan der Konvention noch nicht gelungen 
ist, eine Einigung über konkrete Normen für 
die Senkung des Emissionsniveaus zu erzie- 
len; 

12. fordert die Regierungen derjenigen osteuropäi- 
schen Länder, die die Konvention noch nicht 
ratifiziert haben (Polen, Rumänien^ Tschecho- 
slowakei), dringend auf, dies so bald wie mög- 
lich zu tun; 

13. fordert die osteuropäischen Länder auf, mit 
dem Europarat und seinen Mitgliedstaaten bei 
der Planung von Maßnahmen zur Verminde- 
rung der Luftverunreinigung, insbesondere 
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denjenigen, die in Absatz 16, Unterabsatz (a) 
bis (e) dieser Empfehlung vorgeschlagen wer* 
den, zusammenzuarbeiten; 

14. vertritt die Ansicht, daß die Lösung des Pro- 
blems der Luftverunreinigung und vor allem 
des sauren Regens auf europäischer Ebene ge- 
funden werden muß und daß der Europarat, der 
bereits 1968 mit seiner Grundsatzerklärung 
über die Kontrolle der Luftverunreinigung eine 
Pionierrolle auf diesem Gebiet gespielt hat, 
dringend handeln muß, um die europäische 
Umwelt vor irreparablen Schäden zu bewah- 
ren; 

15. betont die Bedeutung einer voll ausgewogenen 
Umwelterziehung, um jungen Menschen die 
Einschätzung der tatsächlichen Erfordernisse 
für den Fortbestand ihres natürlichen und kul- 
turellen Erbes zu ermöglichen; 

16. empfiehlt dem Ministerkomitee: 

a) ein europäisches Übereinkommen über die 
Einschränkung der Luftverunreinigung aus- 
zuarbeiten, das auch Nichtmitgliedstaaten 
offensteht und das die Prinzipien der Richt- 
linien der Europäischen Gemeinschaften 
zur Bekämpfung der Luftverunreinigung 
berücksichtigen und der Ergänzung und 
Verstärkung der UN-Konvention über weit- 
räumige grenzüberschreitende Luftverun- 
reinigung dienen sollte; 

b) Maßnahmen zur drastischen Senkung der 
Schwefeldioxid- und Stickoxid-Emissionen 
zu ergreifen; — insbesondere sollten die 
Emissionen aller Kraftfahrzeuge mit Ben- 
zinmotoren, die ab 1986 zugelassen werden, 
um 90% gesenkt werden; 

c) Mittel und Wege zu untersuchen, die eine 
optimale Bewirtschaftung der Wälder und 
der natürlichen Umwelt in Europa sicher- 
stellen, damit die negativen Auswirkungen 
des sauren Regens eingeschränkt werden 
können; 

d) eine intergouvernementale Ad-hoc-Arbeits- 
gruppe mit Wissenschafts-, Wirtschafts- und 
Verwaltungsexperten einzurichten, um den 
Informationsaustausch zu verstärken und 
die bestehenden Verfahren zur Verringe- 
rung des durch die Übersäüerung verur- 
sachten Schadens zu verbessern; 

e) ein gemeinsames europäisches Forschungs- 
programm in die Wege zu leiten, um insbe- 
sondere die Aufstellung eines detaillierten 
Verzeichnisses über die Schäden der Wäl- 
der, Seen und landwirtschaftlichen Nutzflä- 
chen, eine bessere Kenntnis der komplexen 
Prozesse, die den sauren Regen verursa- 
chen, sowie eine Untersuchung der wirk- 
samsten und kostengünstigsten Wege zur 
Verminderung der Luftverunreinigung zu 
ermöglichen; 

f) solche Aktivitäten und die Maßnahmen zur 
Erhaltung des kulturellen Erbes aufeinan- 
der abzustimmen, um sicherzustellen, daß 


die Maßnahmen zur Einschränkung der 
Auswirkungen der Luftverunreinigung auf 
das natürliche Erbe auch zu einem besseren 
Schutz des kulturellen Erbes beitragen; 

g) eine Empfehlung zu erarbeiten, in der die 
Regierungen der Mitgliedstaaten aufgefor- 
dert werden, in der Öffentlichkeit ein stär- 
keres Bewußtsein für die Probleme der 
Luftverunreinigung zu bewirken, wobei die 
Erziehung der jungen Menschen und die 
Ausbildung von Experten in den entspre- 
chenden Bereichen besonders berücksich- 
tigt werden sollte; 

h) in dem Entwurf einer Konvention über das 
architektonische Erbe, der derzeit vom Len- 
kungsausschuß für Städtebaupolitiken und 
das architektonische Erbe vorbereitet wird, 
den Schaden zu berücksichtigen, der durch 
die Verunreinigung der Umwelt oder der 
Luft am architektonischen Erbe entsteht; 

i) den Generalsekretär des Europarates zu be- 
auftragen, die vorliegende Empfehlung al- 
len betroffenen Staaten Osteuropas und 
Nordafrikas sowie den beteiligten interna- 
tionalen Organisationen (UN-Wirtschafts- 
kommission für Europa, OECD), zu übermit- 
teln; 

j) die Regierungen der Mitgliedstaaten drin- 
gend aufzufordern: 

i) die Möglichkeit ins Auge zu fassen, ab- 
gesehen von den auf ihr gesamtes Ter- 
ritorium anwendbaren Maßnahmen, 
spezifische Maßnahmen in solchen Ge- 
bieten zu ergreifen, die eine starke 
Luftverunreinigung aufweisen oder ei- 
nen besseren Umweltschutz benötigen; 

ii) durch eine Kombination von Anreizen 
(z. B. Subventionen, Steuervorteile und 
„Qualitätssiegel“ für Industrien, die die 
Normen respektieren oder verbesserte 
Normen einführen) und Kontrollmaß- 
nahmen (z. B. Geldstrafen für die Über- 
schreitung der Normen) sicherzustellen, 
daß die Investitionskosten gleicherma- 
ßen von der Industrie, den Verbrau- 
chern und der gesarhten Bevölkerung 
getragen werden; 

iii) zu diesem Zweck, entsprechend den 
Präferenzen und Prioritäten des jewei- 
ligen Landes, Energiesparmaßnahmen, 
verstärkte Nutzung schwefelarmen Öls 
und erhöhte Inanspruchnahme von 
Energiequellen, die nicht zu einer Über- 
säuerung führen, zu fördern, dabei je- 
doch die Folgen zu berücksichtigen, die 
dies für die Beschäftigung in bestimm- 
ten Sektoren wie etwa der Kohle- und 
Erdölindustrie haben könnte; 

iv) bei der Ausarbeitung ihrer Politiken 
der Umwelterziehung, die in der diesbe- 
züglichen Empfehlung R (81) 9 des Mi- 
nisterkomitees enthaltenen Prinzipien 
voll zu berücksichtigen; 
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v) in der Zwischenzeit ihre Schwefel- und 
Stickoxidemissionen einseitig einzu- 
schränken, insbesondere durch die Ein- 
führung geeigneter Kontrolltechnolo- 
gien in Kraftwerken, die auf der Grund- 
lage fossiler Brennstoffe arbeiten, und 
in Hüttenwerken sowie durch die Ein- 
führung strenger Kontrollen der Schad- 
stoffemissionen aus den Abgasen der 
Kraftfahrzeuge. 


Empfehlung 978 (1984) 

betr. die Forstwirtschaft in Europa und in der 
Welt 

Die Versammlung 

1. ist besorgt über die massive Zerstörung der Wäl- 
der — zwischen 15 und 20 Millionen Hektar pro 
Jahr — , die derzeit in weiten Teilen der Ent- 
wicklungsländer stattfindet und die, sofern 
keine Gegenmaßnahmen ergriffen werden, in ei- 
nem Zeitraum von 40 Jahren zur völligen Ent- 
waldung führen kann; 

2. ist sich bewußt, daß diese Zerstörung auf viele 
Faktoren, wie die kurzsichtige Gewinnorientie- 
rung, den Bevölkerungsdruck, der zu Überwei- 
dung und einer übermäßigen Nutzung von Holz 
als Brennholz führt, sowie das Fehlen klar um- 
rissener Forstwirtschaftspolitiken in vielen Län- 
dern zurückzuführen ist; 

3. ist davon überzeugt, daß durch diese Entwick- 
lung das ökologische Gleichgewicht in den be- 
treffenden Ländern ernstlich gestört wurde, was 
die Anzahl von Dürreperioden, wüstenähnlichen 
Gebieten, Überschwemmungen und Erdrut- 
schen vergrößerte sowie zur Ausbreitung der 
Wüsten in den subtropischen Regionen führte; 

4. ist ferner besorgt über das große Defizit im 
Holzhandel der Mitgliedstaaten des Europara- 
tes, den Verlust von Wäldern in der Umgebung 
städtischer und industrieller Ballungsgebiete 
und über die Tatsache, daß ein Großteil des lang- 
fristigen Produktionspotentials in Europa, das 
Schätzungen zufolge 80% über dem derzeitigen 
Produktionsniveau liegt, immer noch ungenutzt 
ist; 

5. empfiehlt dem Ministerkomitee, die Regierun- 
gen der Mitgliedstaaten aufzufordern, ihre Ent- 
wicklungshilfeleistungen im Bereich der Forst- 
wirtschaft so zu gestalten, daß eine echte wirt- 
schaftliche EntwicklCTng der ländlichen Gebiete, 
die Schaffung einer wirksamen Forstverwaltung 
und eines forstwirtschaftlichen Fachschulwe- 
sens sowie der Umweltschutz durch die Einfüh- 
rung von Holzschlagplänen und Forstschutz- 
maßnahmen in gefährdeten Gebieten wie z. B. in 
Wasserauffangbecken und an Wüsten grenzen- 
den Gebieten gefördert werden; 

6. fordert die Regierungen der Mitgliedstaaten so- 
wie multinationale Unternehmen und Organisa- 
tionen, die mit dem Bereich der Forstwirtschaft 


verknüpft sind, und besonders die Institutionen 
und Unternehmen europäischer Herkunft oder 
mit Verbindungen zu Europa auf, sicherzustel- 
len, daß sie im Rahmen ihrer Tätigkeiten lang- 
fristigen Wirtschafts- und umweltpolitischen 
Überlegungen Priorität verleihen; 

7. empfiehlt dem Ministerkomitee, die Regierun- 
gen der Mitgliedstaaten dringend aufzufordern, 
Maßnahmen zur Erhöhung der europäischen 
Selbstversorgung mit Holz zu ergreifen und ins- 
besondere 

i) durch bessere Anpflanzungsprogramme 
und eine intensivere Bewirtschaftung die 
Produktivität wenig rentabler Waldgebiete 
zu erhöhen; 

ii) neue Aufforstungsprogramme, z. B. auf Bö- 
den, die für die Landwirtschaft weniger ge- 
eignet sind, durchzuführen, wodurch in den 
ländlichen Gebieten auch Arbeitsplätze ge- 
schaffen werden; 

iii) Holzabfallprodukte wie Stümpfe, Zweige, 
Wurzeln und Rückstände aus Sägewerken 
wirtschaftlicher zu verwenden und Altpa- 
pier wiederzuverwerten; 

iv) die rationelle Bewirtschaftung kleinerer 
Waldbe Sitzungen zu fördern, z. B. durch die 
Bildung von Vereinigungen und Genossen- 
schaften zur Forstbewirtschaftung sowie 
durch Beratungsleistungen auf technischem 
und kommerziellem Gebiet; 

v) die Politik der Schaffung von Zonen einzu- 
führen, in denen Wälder vor der Ausdeh- 
nung der städtischen und industriellen Flä- 
chen geschützt sind und als Erholungsquelle 
für die Allgemeinheit erhalten bleiben; 

vi) die europäische Forstindustrie zu unterstüt- 
zen, indem verhindert wird, daß billiges 
Holz aus bestimmten Drittländern die 
Märkte überschwemmt, und indem die 
Forstbesitzer und die Forstwirtschaft in die 
Lage versetzt werden, den zukünftigen Wert 
ihrer Investitionen mit größerer Zuverläs- 
sigkeit vorauszuberechnen; 

vii) strenge Maßnahmen zu ergreifen, um die 
beiden akuten Hauptgefahren für die euro- 
päischen Wälder, die Übersäuerung durch 
den sauren Regen und die Waldbrände, zu 
bekämpfen. 


Tagesordnungspunkt: 

Der 28. und 29. Jahresbericht der 
Europäischen Verkehrsministerkonferenz 
(ECMT) 

(Drucksache 5150, 5151, 5164) 

Berichterstatter: Abg. Dejardin (Belgien) 
und Debetaz (Schweiz) 

(Themen: Der Transportsektor in Europa 1982 — 
Tätigkeitsbericht der ECMT 1981 — 1982 — Das zu- 
künftige Arbeitsprogramm) 


25 




Drucksache 10/1096 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Donnerstag, 2. Februar 1984 


Tagesordnungspunkt: 

Die Lage in Zypern 

(Drucksache 5165) 

Berichterstatter: Abg. Baumei (Frankreich) 

(Themen: Die griechisch- zypriotische und die tür- 
kisch-zypriotische Gemeinschaft — Die drei Ga- 
rantiemächte Türkei, Griechenland und Großbri- 
tannien — Die Haltung der Großmächte USA und 
UdSSR — Die Verantwortung der Vereinten Natio- 
nen und Europas) 

Die Sitzung wurde infolge eines Dolmetscherstreiks 
auf den 7. Mai 1984 vertagt 
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